
983 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

23. 9. 1968 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1968 
betreffend die Arbeitsmarktförderung 

(Arbeitsmark tförderungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Arbeitsmarktes und der Wirtschaft sowie die 
berufliche Gliederung der Bevölkerung nach 
Alter und Geschlecht vorliegen, sind diese heran­
zuziehen. 

(3) Die Landesarbeitsämt,er haben unter Zu­
grundelegung der Ergebnisse der Erhebungen 

ABSCHNITT I nach Abs. 2 und nach Anhörung der Verwal-
Aufgaben der mit der Vollziehung dieses Bundes- tungsausschüsse (§ 44) jeweits für das kommende 

gesetzes betrauten Dienststellen der Arbeits- Jahr das voraussichtliche Ang,ebot und den vor-
aussichtlichen Bedarf an Arbeitskräften in ihrem marktverwaltung 
Landesarbeitsamtsbezirk zu ,e,rmitte1n und unter 

§ 1. (1) Die DienststeHen der Arbeitlsmarkt- Berücksichtigung der vorhandenen Arbeitsplätze 
verwaltung haben im Sinne einer aktiven Ar- und Arbeitskräfte die für den Bereich des Lan­
beitsmarktpolitik zur Erreichung und Aufrecht- desarbeitsamtsbezirkes zur Erreichung der im 
erhaltung der Vollbeschäftigung sowie zur Ver- Abs. 1 genannten Aufgaben erforderlichen Maß­
hütung von Arbeitslosigkeit dadurch beizutragen, nahmen nach Maßgabe der bestehenden bundes-
daß sie insbesondere gesetzlichen Vorschriften zu tr,effen. 

a) Personen bei der Berufswahl und bei. (4) Die Landesarbeitsämter haben in vom 
einem .angestrebten Berufswechsd beraten, Bundesministerium für soziale Verw.altung fest-

b) Personen bei der Erlangung eines Aus- zusetz'enden Zeitabständen, die nicht kürzer sein 
bildungs- ·oder Arbeitsplatzes und bei der dürfen als ein Jahr, nach Anhörung der Verwal­
Aufrechterhaltung ihrer Beschäftigung oder tungsausschüsseeine Vorschau vorzunehmen 
Ausbildung behilflich sind, a) über die zu. erwartenden Berufswünsche 

c) Dienstgebern bei der Beschaffung geeig- der A'rbeitsuchenden und 
neter Arbeitskräfte behilflich sind, b) über die zu erwartenden offenen Stellen 

d) eine allenfalls notwendige Anpassung an einschließlich der Ausbildungsmöglich-
die Erfordernisse des Ausbildungs- oder keiten, wobei insbesond.er'e auch die Aus-
Arbeitsplatzes fördern. sichten in den einzelnen Beruf.en zu be­

rücksichtigen sind. (2) Die Dienststellen der Arbeitsmarktver-
waltung haben, sow,eit dies zur Durchführung (5) Das Bundesministerium für soziale Ver­
der in Abs. 1 genannten Aufgaben notwendig waltung hat auf Grund der nach Abs.3 und 4 
ist, die Lag,e und die Entwicklung des Arbeits- erarbeiteten Unterlagen und nach Anhörung des 
marktes und der .Wirtschaft sowie die berufliche Beirates für Arbeitsmarktpolitik (§ 41) eine 
Gliederung der Bevölkerung nach Alter und Ge- Gesamtanalyse zu ersteHen und im Rahmen der 
schlecht zu beobachten, hiefür notwendige Unter- bestehenden ges'etzlichen Vorschriften entspre~ 
I b -L ff rf d l' _L A f . _L chende Maßnahmen für eine den wirtschaftlichen agen zu eSUla en,e 01" er lUle u zelUlnun-
gen vorzunehmen und .alle Maßnahmen, die eine Verhältnissen angepaßte Arbeitsma'rktpolitik zu 

Ü treffen. ständig,e allgemeine bersicht gewährleisten, zu 
treffen sowie die g,ewonnenen Erkenntnisse bei § 2. Die Di:enststellen der ArbeitsJ,11arktver­
der Durchführung ihrer Aufgaben zu verwerten. waltung haben die für Fragen der Sozial- und 
Sofern auf Grund der Bestimmungen des Bun- Wirtschaftspolitik· maßgebenden Stellen über die 
desstatistikgesetzes 1965, BGBI. Nr. 91, von den Lage und die Entwicklung des Arbeitsmarktes 
sachlich zuständigen ,Bundesministerien . ausge- in ihrem Bereich in geeigneter Weise laufend zu 
wertete Erhebungen über die Entwicklung des informieren. 
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2 983 der Beila,gen 

ABSCHNITT 11 

Berufsberatung, Vermittlung von Lehrstellen 
, und sonstigen Ausbildungsplätzen 

Begriff 

§ 3. (1) Unter Berufsberatung im Sinne dieses 
Bundesgesetzes i'st die Hilfe zu verstehen, die 
Personen durch ,Berufsaufklärung und indivi­
duelle Beratung im Hinblick auf ihre Berufs­
wahl und ihr berufliches Fortkommen unter an­
gemessener Berücksichtigung i'hrer Fähigkeiten 
und ihrer Verwendungsmöglichkeiten auf dem 
Arbeitsmarkt geleistet wirxf. 

(2) Für die Berufsberatung sowie die Vermitt­
lung von Lehrstellen und sonstigen Ausbildungs­
plätzen gelten nachstehende Richtlinien: 

a) die Inanspruchnahme ,der Berufsberatung 
und ihrer Vermittlungsdi'enste ist fr,ei­
willig, 

b) niemand kann gezwungen werden, eine 
angebotene Lehrstelle oder einen ange-, 
botenen Ausbildungsplatz anzutlreten, 

c) niemand kann gezwungen werden, eine 
ihm von der Berufsberatung empfohlene 

, Person einzustellen, 

d) die Berufsberatung und die Vermittlung 
von Lehrstellen und Ausbildungsplätzen 
sind unentgeltlich und unparteiisch durch­
zuführen, 

,e) bei der Berufsberatung sind die Berufs­
wünsche und die berufliche Eignung des 
Ratsuchenden zu berücksichtigen, wobei 
auch auf die wirtschaftliche Verwendungs­
möglichkeit Bedacht zu nehmen ist, 

f) soweit zur Feststellung der Eignung des 
Ratsuchenden eine psychol()gische oder 
ärztlich,e Untersuchung erforderlich ist, 
bedarf es hiezu der Zustimmung des Rat­
such,enden, bei einem minderjährigen auch 
des Erziehungsberechtigten (§ 39 Jugend­
wohlfahrtsgesetz, BGBL Nr. 99/1954), 

g) auf die Vermittlung einer bestimmten 
Lehrstel1e, ~ines bestimmten Ausbildungs­
platzes oder einer bestimmten P.erson be­
steht kein Rechtsa~spruch, 

h) auf die Vermittlung von Lehrstellen und 
sonstigen Ausbildungsplätzen findet die 
Vorschrift des § 10 lit. g 'sinngemäß An­
wendung. 

(3) Bei der Berufsberatung, insbesondere der 
zur Schulentlassung kommenden Schüler, ist Be­
dacht zu nehmen auf die im Sinne des § 2 des 
Schulorganisationsgesetzes 1962, BGBL Nr. 242, 
getroffenen Maßnah!Jl,ender Schule. 

Dur c h f ü h cu n g , der 
Berufsberatung 

§ 4. (1) Die Berufsberatung ist von dem Ar­
,beitsamt durchzuführ,en,' in dessen Bezirk der 

Ratsuchende seinen ordentlichen Wohnsitz, in 
Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, bei den zur Schulentlassung 
kommenden Schülern allgemeinbildender Schulen 
von dem Arbeitsamt, in dessen Bezirk die Schule 
gelegen ist, und bei einem eigens eingerichteten 
Arbeitsamt, wenn die Größe der Zahl der Rat­
suchend,en die Einrichtung rechtfertigt. 

(2) Sonderdienste der Berufsbe'ratung können 
vom Bundesministlerium für soziale Verwaltung, 
den Landesa'rbeitsämtern oder ,einem ,anderen 
als dem sonst zuständigen Arbeitsamt für einen 
über seinen Arbeitsamtsbezirk hinausgehenden 
Bereich durchgeführt werden, wenn die Beratung 
eines bestimmten Personenkreis,es besondere 
Qualifikationen des beratenden Personals erfor­
dert und die geringe Zahl der zu Bemtlenden 
dieses Personenkreises die Einrichtung vonent­
sprechenden Sonderdiensten bei dem sonst zu­
ständigen Arbeitsamt nicht rechtfertigt. 

(3) Zur Durchführung ,der Berufsberatung 
sind in dem hiefür erforderlichen Ausmaß ins­
besondere zu erstellen und zu führen: 

a) Vormerkungen über die Ratsuchenden 
hinsichtlich ihrer beruflichen Befähigung 
,und den angestrebten Beruf, 

b) Vormerkungen über Aufträge zur Be­
setzung offener Lehrstellen und sonstiger 
Ausbildungsplätze sowie über die Arbeits­
bedingungen und Voraussetzungen, unter 
denen sie besetzt werden sollen, 

c) berufskundliche Unterlagen. 

§ 5. (1) Den Dienststellen der Arbeitsmarkt­
verw,altung obliegt es unter anderem, im Ein­
vernehmen mit den Schulleitungen' für die Ab­
h.altung einer berufs aufklärenden ' Unterrichtung 
durch Berufsberater inder Schule zu sorg,en, 
und zwar für Schüler 

a) der 8. Schulstufe ,der Volks-, Haupt- und 
Sonderschulen, 

b) niedrigel1er Schulstufen der, Volks-, Haupt­
und SonderschuLen, sofern sie durch den 
Besuch ,dieser Schulstuf.e das neunte Jahr 
der allgemeinen Schulpflicht erfüllen, 

c) des Polynechnischen Lehrganges. 

(2) Darüber hinaus haben die Dienststellen 
der Arbeitsmarktverwaltung auf Ersuchen der 
Schulbehörde Fachleute zur Ergänzung des be­
rufsorientierenden . Unterrichtes im Polytech­
nischen Lehrgang zur Verfügung zu stellen. und 
die Schule über deren Wunsch bei generellen 
Maßnahmen der Berufswa'hlvorbereitung, wie 
Führungen in berufskundlich,e Ausstellup.gen,in 
Betriebe und zu Filmveranstaltungen, zu unter­
stützen. 

(3) Die Vorschriften der Abs. l' und 2 mit 
Ausnahme der den Polytechnischen Lehrgang 
betreffenden 'Bestimmungen gelten. sinngemäß 
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983 der Beil;Jigen 3 

hinsichtlich der allgemeinbildenden höheren 
Schulen bezüglich .entsp1"echender Maßnahmen 
für die Schüler der beiden letzten Schulstufen. 

§ 6. (1) Zu Beginn des Schuljahres haben die 
Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie die 
Polytechnisch,en Lehrgänge alle im § 5 Abs. 1 
unter lit. a' bis c genannten Schüler dem nach 
dem Standort der Schule zuständigen Arbeitsamt 
nach Maßgabe des Ahs. 4 zu melden. 

(2) Die allgemeinbildenden höheren Schulen 
haben jene Schüler, die nach Erfüllung ihrer 
Schulpflicht die Schule verlassen, sobald dies be­
kannt wird, und überdies di,e Schüler der beiden 
letzten Schulstufen zu. Beginn des Schuljahres 
,dem nachdem Standort der Schule zuständigen 
Landesarbeitsamt nach Maßgabe des Abs. 4 zu 
melden. 

(3) Die berufsbildenden mittleren und höheren 
SchuLen haben alle vorZeitig ausscheidenden 
Schüler dem nach ihrem Standort zuständigen 
Arbeitsamt nach Maßgabe des Abs. 4 zu melden. 

(4) Das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung hat die Form der Meldungen und die 
inhaltliche Gestaltung der Formular·e der Berufs­
beratungskarten im Einv,ernehmen mit dem 
Bund·esministerium für Unterricht, soweit davon 
land- und forstwirtschaftliche Schulen betroffen 
sind, im Einv,ernehmen mit dem Bundesministe­
rium für Land- und Forstwirtschaft, festzusetzen. 

(5) Die in den Abs. 1 und 2 genannten Schulen 
haben bei Vorliegen einer schriftlichen Einver­
ständniserklärung des Erziehungsberechtigten 
(§ 39 Jugendwohlfahrtsgesetz, BOBl. Nr. 99/ 
1954) der Schüler ein Lehrergutachten und, 
sofern vorhanden, auch ein Schularztgutachten 
über die betreffenden Schüler dem zuständigen 
Arbeitsamt beziehungsweise Landesarbeitsamt 
für Zwecke der individuellen Berufsberatung zur 
Verfügung zu stellen. 

§ 7. (1) Die Dienststellen der Arbeitsmarkt­
verwaltung haben ein Berufsberatungsgutachten 
zu erstellen und an andere Stellen weiterzu­
geben, wenn dies durch gesetzliche Vorschriften 
angeordnet ,ist. 

(2) überdies haben die Dienststellen der Ar­
beitsmarktverwaltung über Wunsch des Rat­
suchenden, bei einem .minderjährigen über 
Wunsch des Erziehungsberechtigten (§ 39 Ju­
gendwohlfahrtsg,esetz, BGBl. Nr. 99/1954), ein 
Berufsberatungsgutachten zu erstellen, dessen 
Weitergabe an ander.e Stellen nur mit Zustim­
mung der vorgenannten ·Personen zulässig ist. 

(3) Alle bei Durchführung der Berufsberatung 
ausschließlich aus der amtlichen Tätigkeit be­
kanntgewordenen Tatsachen unterliegen der Ge­
heimhaltung, soweit ihre Geheimhaltung im 
Interesse einer Gebietskörperschaft oder der 
P.artei·en geboten erscheint (Art. 20 Abs. 2 
B-VG.). 

§ 8. (1) Zur Durchführung der Berufsberatung 
sind solche P,ersonen heranzuziehen, welche die 
persönliche Eignung .haben und auf Grund ihrer 
Vorbildung die· erforderlichen fachlichen' V oraus­
setzungen besitzen. 

(2) Das Bundesministerium für soziale Verwal­
tung hat für die fachliche Ausbildung und Fort­
bildung der in der Berufsberatung tätigen Per­
sonen durch geeignete Schulungsmaßnahmen zu 
sorg,en. 

ABSCHNITT III 

Arbeitsvermittl~ng 

Begriff 

§ 9. (1) Arbeitsvermittlung im Sinne dieses 
Bundesgesetzes ist jede Tätigkeit, die darauf ge­
richtet ist, Arbeitsuchende mit Dienstgebern zur 
Beg.rundung von Dienstv·erhältnissen oder mit 
Auftraggebern (Zwischenmeistem, Mittelsper­
sonen) zur Begründung von Heiinarbeitsverhält­
nissen im Sinne des Heimarbeitsges.etzes 1960, 
BGBI. Nr. 105/1961, zusammenzuführen, es sei 
denn, daß diese Tätigkeit nur gelegentlich, un­
entgeltlich oder auf Einzelfälle beschränkt aus­
geübt wird. Unter ,den IBegriff Arbeitsvermitt­
lung fällt auch die Vermittlung von Arbeit­
suchenden von österreich in das Ausland und 
vom Ausland nach österreich. 

(2) Unentgeltlich im Sinne des Abs. 1 ist die 
Tätigkeit der Arbeitsvermittlung, wenn sie nicht 
auf Gewinn gerichtet ist und ohne sonstigen 
wirtschaftlichen Nutz·en ausgeübt wird. 

(3) Als Tätigkeit im Sinne des Abs. 1 gilt auch 
die Herausgab-e und der Vertrieb sowie der Aus­
hang von Listen über Stellenangebote und 
Stellengesuche einschließlich der den Listen 
gleichzuachtenden Sonderdrucke und Auszüge 
aus periodischen Druckschriften. Die Aufnahme 
von Stellenangeboten und Stellengesuchen in 
Zeitungen, Zeitschriften, Fachblättern und 
ähnlich·en periodisch erscheinenden Druck­
schriften wird. hiedurch nicht eingeschränkt, es 
sei denn, daß die Veröffentlichung von Stellen­
angeboten und Stelleng.esuchen .der Hauptzweck 
des Druckwerkes ist. Die Veröffentlichung von 
Stellenangeboten für eine Beschäftigung im Aus­
land bedarf jedoch der vorheri~en Zustimmung 
des zuständigen Landesarbeitsamtes. Zuständig 
ist das Landesarbeitsamt, in dessen Bereich die 
Drucksch'rift hergestellt wird. Die Zustimmung 
zur Veröffentlichung ist z,u erteilen, wenn durch 
das Stellenangebot Arbeitskräfte gesucht werden, 
an denen im Inland kein Mangel besteht. 

(4) Als Tätigkeit im Sinne des Abs. 1 gilt 
des weiteren auch die Zurverfügungstellung von 
Arbeitskräften an Dritte, sofern demjenigen, der 
die Arbeitskräfte zur Verfügung stellt, diesen 
gegenüber dienstgeberähnliche Befugnisse zu­
kommen, ohne daß er entsprechende Pflichten, 
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insbesondere das wirtschaftliche Wagnis, auf 
längere Dauer und unabhängig davon über­
nimmt, ob eine Beschäftigung nachgewiesen 
werden kann. . 

(5) Jede auf Arbeitsvermittlung gerichtete 
Tätigkeit, . die durch d~e Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes oder andere gesetzliche' Vor­
schriften nicht gedeckt wird, ist untersagt. 

§ 10. Für die Arbeitsvermittlung gelten nach­
stehende Richtlinien: 

a) die Inanspruchnahme der Arbeitsvermitt­
lung ist freiwillig, 

b) niemand kann gezwungen werden, eine 
ihm angebotene Arbeit ,anzunehmen - die 

. Bestimmungen des Arbeitslosenversiche­
rungsgesetzes 1958, BGBl. N r. 199, werden 
hiedurch nicht berührt, 

c) niemand kann gezwungen werd,en,eme 
angebotene Arbeitskraft einzustdlen, 

d) die Arbeitsvermittlung hat dahin zu wir­
ken, daß Arbeitsuchenden offene Stellen 
nachgewiesen werden und die Dienstgeber 
die angefol'derten Arbeitkräfte ,erhalten 
können, 

e) die Arbeitsvamittlung ist unentgeltlich 
und unparteiisch durchzuführen,' 

f) bei der A'rbeitsv,ermittlung sind die Fähig­
keiten, Wün~che, die psychische und 
physische Eignung und die sozialen Ver­
hältnisse des Arbeitsuchenden einerseits 
und die Wünsche des Dienstgebers und die 
Erfordernisse des Arbeitspl,atzes anderseits 
zu berücksichtigen, 

g) Arbeitsuchende dürfen nur zu Arbeiten 
vermittelt werden, die ihren körperlichen 
Fähigkeiten angemessen sind, ihre Gesund­
heit und Sittlichkeit nicht gefährden und 
angemessen entlohnt sind; wobei als, ange­
messen eine Entlohnung dann gilt, wenn 
sie den jeweils anzuwendenden kollektiv­
vertraglichen beziehungsweise gesetzlichen 
Bestimmungen entspricht, 

h) soweit zur Festst,ellung der Eignung des 
Arbeitsuchenden eine ärztliche beziehungs­
weise psychologische Untersuchung erfor­
derlich iSt, bedarf ,es hiezu der Zustimmung 
des Arbeitsuchenden, bei einem minder­
jährigen auch seines Erziehungsberechtig­
ten (§ 39 Jugendwohlfahrtsgesetz, BGBI. 
Nr. 99/1954), 

i)ein Rechtsanspruch auf Vermittlung eines 
bestimmten Arbeitsplatzes oder einer be­
stimmten Arbeitsknift besteht nicht. 

§ 11. (1) Eine Vermittlung in einen von Streik 
oder Aussperrung betroffenen Betrieb sowie die 
Vermittlung von streikenden 'Oder ausgesperrten 
Dienstnehmer~ ist unzulässig. ' 

(2) Das nach dem Standort des Betriebes zu­
ständige Arbeitsamt ist durch die zuständigen 

Interessenvertretungen der Dienstgeber von 
einer verfügten Aussperrung und durch die 
zuständigen Interessenv,ertretungen der Dienst­
nehmer von dem A'usbruch eines Streiks, sofort 
nachdem die Interessenvertl"etungen von der 
Aussperrung beziehungsweis,e dem Streik Kennt­
nis erlangt haben, auf kürzestem Wege zu ver­
ständigen. In gLeicher Weise ist von der Beendi­
gung einer Aussperrung oder eines Streiks Mit-
teilung zu machen. ' 

Dur c h f ü h run g der Arbe i t s­
vermittlung 

§ 12. Die Arbeitsv,ermittlung ist von dem Ar­
beitsamt, in dessen Bezirk der Arbeitsuchende 
seinen ordentlichen Wohnsitz, in Ermangelung 
eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
h.at, durchzuführen. Abweichend davon können 
Sonderdienste der Arbeitsvermittlung vom Bun­
desministerium für soziale Verwaltung, den 
Landesarbeitsämtern oder einem anderen als 
dem sonst zuständigen Arbeitsamt für einen 
über seinen Arbeitsamtsbezirk hinausgehenden 
Bereich durchgeführt werden, wenn die Arbeits­
vermittlung eines bestimmten Personenkreises 
besonders qualifiziertes Vermittlungspersonal er­
fordert oder die geringe Zahl der zu Vermitteln­
den dieses Personenkreises die Einrichtung von 
entsprechenden Sonderdiensten bei dem sonst 
zuständigen Arbeitsamt nicht rechtfertigt. 

§ 13. (1) Zur Durchführljng der Arbeitsver­
mittlung sind in dem hiefür erf'Orderlichen Aus­
maß insbesondere zu erstellen und zu führen: 

a} Vormerkungen über ,die Arbeitsuchenden, 
ihre berufliche Befähigung und Erfa:hrung 
sowie über die an!;'Cstrebte Beschäftigung, 

b) Vormerkungen über Aufträge zur Be­
setzung offener Stellen oder Ausbildungs­
stellen, über die Voraussetzungen, unter 
denen sie besetzt werden sollen, und über-
die Arbeitsbedingung,en, . 

c) Unterlagen über Betriebe. 
(2) Die Dienststellen der Arbeitsmarktver­

waltung haben für eine Veröffentlichung ge­
meldeter freier Arbeitsplätze und Ausbildungs­
stellen sowie der Arbeitsgesuche zu sorgen, 
soweit dies zur erfolgreichen Durchführung der 
Arbeitsvermittlung zweckmäßig und unte'r Be­
rücksichtigung des damit verbund,enen Auf­
wandes gerechtfertigierscheint. 

§ 14. Alle bei Durchführung der Arbeits­
vermittlung ausschließlich aus ,der ,amtlichen 
Tätigkeit bekanntgewordenen Umstände und 
Tatsach,en unterliegen der Geheimhaltung, so­
weit ihre Geheimhaltung im Interesse einer Ge­

. bietskörperschaft oder der Parteien geboten er­
scheint. 

§ 15. (1) Zur Durchführung der Arbeitsver­
mittlung sind solche Personen heranzuziehen, 
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die auf Grund ihrer beruflichen Tätigkeit oder 
Vorbildung die erforderliche fachliche und über­
dies die notwendige persönliche Eignung haben. 

(2) Die Vorschrih des § 8 Abs. 2. findet sinn­
gemäß Anwendung. 

§ 16 •. Das Bundesministerium für soziale Ver­
:waltung hat nach Anhörung des (Beirates für 
A'rbeitsmarktpolitik zu verordnen, daß Per­
sonengruppen, der,en Vermittlung im Hinblick 
auf ihre pel1Sönlichen Verhältnisse, wie körper­
liche oder psychische Behinderung oder vor­
zeitige Auflösung des' Lehrverhältnisses ohne 
eigenes Verschulden, erschwert ist, bei der Ar­
beits- und L,ehrsteUenvermittlung besonders zu 
berücksichtigen sind; hiedurch darf jedoch die 
Vermittlung ,geeigneter Arbeitskrähe auf freie 
Arbeitsplätze oder Lehrstellen nicht beein­
tlrächtigt werden. Gesetzliche Regelungen über 
die bevorzugte Arbeitsvermittlung werden hie­
durch nicht berührt. 

Ein r i e h tun g ·e n zur Ar bei t s v e r­
tn i t t1 u n g .a u ß e rh alb de rAr bei t s­

ma·rktvelf'waltung 

. § 17. (1) Abweich,end von der Vorschrift des 
§ 12 kann Arbeitsvermittlung auch von kari­
tativen Einrichtungen maßgeblicher Bedeutung 
sowie von den ges,etzlichen Interessenvertretun­
gen und kollektivvertragsfähigen Berufsvereini­
gungen hinsichtlich ihrer Mitglieder unter nach­
stehenden Bedingung,en ausgeübt werden: 

a) die Ausübung der Arbeitsvermittlung hat 
entsprechend den für die Arbeitsvermitt­
lung gemäß § 10 gelvenden Richtlinien zu 
erfolgen und ist dem Bundesministerium 
für soziale Verwaltung anzuzeigen, 

b) das Ausmaß der Vermittlungstätigkeit 
muß sich; verglichen mit dem Ausmaß der 
den genannten Institutionen obliegenden 
einzelnen wesentlichen Aufgaben, in j,enen 
Grenzen halten, die diese Vermittlungs­
tätigkeit als geringfügig erscheinen lassen. 

(2) Der Abs. 5 gilt mit der Maßgabe, daß. die 
Vermittlungstätigkeit zu untersagen ist, wenn bei 
ihrer Durchführung wiederholt oder in grober 
Weise gegen die Vorschriften ·dieses Bundes­
gesetzes verstoßen wurde. 

(3) Darüber hinaus kann das Bundesministe­
rium für soziale Verwaltung auf Antrag auch 
anderen Einrichtungen die Durchführung der un­
entgeltlichen Arbeitsvermittlung für bestimmte 
Berufsgruppen übertragen, wenn hiefürein Be­
darf nicht nur für einen verhältnismäßig kurzen 
Zeitraum besteht und es die Besonderheit der 
Arbeitsvermittlung in diesen Berufsgruppen 
zweckmäßig ersCheinen läßt. überdies muß die 
Gewähr dafür gegeben sein, daß der Antrag­
steller die für eine erfolgreiche V ermi tdung in 
diesen Berufsgruppen nötigen Voraussetzungen 

aufweist und die unentgeltliche Arbeitsvermitt­
lung gemäß den für die Arbeitsvermittlung 
geltenden Richtlinien (§ 10) und im Einklang 
mit den sonstigen Bestimmungen' dieses Bundes­
gesetzes durchführen wird. Vor der übertragung 
ist der Beirat für Arbeitsmarktpolitik zu hören. 

(4) Die übertragung der unentgeltlichen 
Arbeitsvermittlung kann mit Auflagen verbun­
den werden, die die Einhaltung der Bestimmun­
gen dieses Bundesgesetzes sicherstellen sollen. 

(5) Die übertragung ist vom Bundesministe­
rium für soziale Verwaltung zu widerrufen, wenn 
die Voraussetzungen, diehiefür maßgebend 
waren, nicht mehr vorliegen, ferner dann, wenn 
bei der Durchführung der unentgeltlichen Ar­
beitsvermittlung gegen die Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes oder gegen die sich aus den Auf­
lagen (Abs . . 4) ergebenden Verpflichtungen 
wiederholt oder in grober Weise· verstoßen 
wurde oder andere öffentliche Interessen verletzt 
worden sind. 

§ 18. (1) Das Bundesministerium für soziale 
Verwaltung hat auf Antrag die Ausübung der 
entgeltlichen Arbeitsvermittlung, das ist im 
Sinne dieses Bundesgesetzes die auf Gewinn ge­
richtete Arbeitsvermittlungstätigkeit, physischen 
Personen ausnahmsweise für eine, mehrere oder 
alle der nachstehenden Vermittlungsarteri zu be­
willigen: 

a) Konzertvermittlung, das ist die Vermitt­
lung von Personen, die bei Instrumental­
oder Vokalkonzerten, Gesangs-oder ande­
ren' Vorträgen oder Darbietungen, an denen 
ein Interesse der Kunst oder Wissenschaft 
besteht, mitwirken, 

b} Artistenvermittlung, das ist die Vermitt­
lung von Personen, die artistische oder 
artistisch-künstlerische Leistungen erbrin­
gen, 

e) Bühnenvermittlung, das ist die Vermittlung 
von Personen, die bühnenkünstlerische 
Leistungen erbringen, 

d) Filmvermittlung, das ist die Vermittlung 
von Personen, di.e filmkünstlerische Leistun-
gen erbringen, I 

e) Musikervermittlung, das ist die Vermittlung 
von Personen, die allein oder in Gruppen 
als Musiker tätig werden. 

V or der Entscheidung über den Antrag ist der 
Beirat für Arbeitsmarktpolitik anzuhören. 

(2) Die Ausübung der entgeltlichen Arbeitsver­
mittlung darf nur bewilligt werden, wenn 

a) der Antragsteller die österreichische Staats­
bürgerschaft besitzt, 

b) die Gewähr gegeben erscheint, daß d~r An­
tragsteller die entgeltliche Arbeitsvermitt­
lung im EinHing mit den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes durchführen wird, und 

2 
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c} ein Bedarf hiezu nicht nur für einen ver­
hältnismäßig kurzen Zeitraum besteht.' 

(3) Für die Durchführung der entgeltlichen 
Arbeitsvermittlung müssen eigene Geschäfts­
räume zur Verfügung stehen. Diese Geschäfts­
räume dürfen nicht mit Räumen in unmittel­
barer Verbindung stehen, in denen eine andere 
selbständige Erwerbstätigkeit ausgeübt wird. 

e 4) Die Bewilligung der entgeltlichen Arbeits­
vermittlung ist mit Auflagen zu verbinden, die 
die Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes sicherstellen sollen. 

(5) Auf Verlangen ist dem Bundesministerium 
für soziale Verwaltung, dem zuständigen Landes­
arbeitsamt sowie dem zuständigen Arbeitsamt 
Einsicht in die Aufzeichnungen und sonstigen 
Unterlagen über die Vermitdungstätigkeit zu 
grewähl1en und über diese Tätigkeit jede ver­
langte Auskunft zu erteilen. 

(6) Die Bewilligung ist vom Bundesministe­
rium für soziale Verwaltung zu widerrufen, 
wenn die Voraussetzungen, die hiefür maßgebend 
waren, nicht mehr vorliegen, ferner dann, wenn 
bei der Durchführung der entgeltlichen Arbeits­
vermittlung gegen die Vorschriften dieses Bun­
desgesetzes oder gegen die sich aus den Auflagen 
(Abs. 4) ergebenden Verpflichtungen wiederholt 
oder in grober Weise verstoßen wurde oder 
andere öffentliche Interessen verletzt worden 
sind. 

(7) Abweichend von der Vorschrift des Abs. 2 
lit. a ist Ausländern gegen Nachweisung der 
materiellen Gegenseitigkeit durch den Staat, dem 
sie angehören, die Durchführung der entgeltlichen 
Arbeitsvermittlung zu bewilligen. 

ABSCHNITT IV 

Arbeitsmarktpolitische Förderungsmaßnahmen 

Bei h i I f e n zur F ö r der un gd e r Er I a n­
gun g von A r bei t s- 0 der Aus b i 1-
dun g s p I ätz e ,n 0 der zur Sie her u n g 

ein erB es c h ä f t i g u ng 

§ 19. (1) Zur Erlangung eines Arbeits- oder 
Ausbildungsplatzes oder zur Sicherung einer Be­
schäftigung oder Ausbildung können Beihilfen 
gewährt werden, um 

a) die berufliche Ausbildung in einem Lehr­
beruf zu erleich tern, 

b) eine Ein-, Um- oder Nachschulung oder 
eine unter lit. a nicht erfaßte berufliche 
Ausbildung zu erleichtern, eine Arbeitser­
probung, eine Berufsvorbereitung oder ein 
Arbeitstraining zu ermöglichen und eine 
Weiterentwicklung im Beruf zu fördern, 

c) Vorstellungen und Bewerbungen zu er­
leichtern, 

d) Reisen und übersiedlungen, die mit dem 
Arbeitsantritt im Zusammenhang stehen, 
zu erleichtern, 

e) die Führung eines getrennten Haushaltes 
zu erleichtern, 

f) bei der Beschaffung von Arbeitskleidung 
und Arbeitsausrüstung sowie Behinderten 
bei der Beschaffung von Arbeitsplatzaus­
rüstung zu helfen, 

g) den Zeitraum, der zwischen dem Antritt 
einer neuen Beschäftigung und der ersten 
Lohnauszahlung liegt, überbrücken zu 
helfen. 

(2) Beihilfen gemäß Abs. 1 können an be-
ziehtingsweise für Personen gewährt werden, 

a) die einen Beruf erlernen, 
b) die beschäftigungslos sind, 
c) die eine, qualifiziertere oder produktivere 

Beschäftigung anstreben, 
d) die selbständig erwerbstätig sind und sich 

für eine unselbständige Beschäftigung aus­
bilden lassen, weil sie ihren Betrieb als 
Folge von Strukturänderungen aus wirt­
schaftlichen Gründen einzustellen gezwun­
gen sind, 

e) deren Arbeitsplätze ,von einer Betriebsein­
stellung, -einschränkung oder -umstellung 
betroffen sind oder in nächster Zeit nach­
weislich betroffen werden, oder 

f) die auf Grund einer Minderung der körper­
lichen oder geiStlgen Leistungsfähigkeit 
eine Erwerbstätigkeit nicht ohne solche 
Beihilfen 
aa) aufnehmen oder 

bb) beibehalten können. 

(.3) Für Dienstnehmer, denen die Teilnahme 
an Maßnahmen gemäß Abs. 1 lit" b vom zustän­
dig,en Arbeitsamt bewilligt wurde; kann bei nur 
teil weiser Freistellung von der Dienstleistung 
zwischen dem Dienstgeber und dem Dienst­
nehmer eine vom Kollektivvertrag abweichende 
Vereinharung über die Aliquotierung der Bezüge 
entsprechend der geleisteten Arbeitszeit getroffen 
werden. 

§ 20. (1) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. a 
können den Beihilfenwerbern als Zuschüs!le zu 
den Kosten der Berufsausbildung in einem Lehr­
beruf je /nach der Lage des Falles in Form von 
laufend'en Beihilfen, als einmalige Beihilfe oder 
in beiden Formen gewährt werden, wenn ohne 
Gewährung einer Beihilfe die Möglichkeit der 
Ausbildung in Frage gestellt wäre. Ob die Ge­
währung einer laufenden oder einer einmaligen 
Beihilfe oder ob die Gewährung der Beihilfen 
beider Formen in Betracht kommt und die Höhe 
derselben richtet sich nach den persönlichen Ver­
hältnissen des Beihilfenwerbers. Als laufende Bei-
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hilfe kann ein Zuschuß bis zu 500 S monatlich, 
als einmalige Beihilfe kann entweder einmal für 
die gesamte Dauer der Lehrzeit oder einmal je 
Lehrjahr ein Zuschuß bis zu 1000 S gewährt wer­
den. Sollte auf Grund geänderter wirtschaftlicher 
Verhältnisse mit den festgesetzten Höchstsätzen 
das Auslangen nicht mehr gefunden werden, so 
hat das Bundesministerium für soziale Verwal­
tung im Einvernehmen' mit dem Bundesministe­
rium für Finanzen unter Bedachtnahme darauf 
entsprechende neue Höchstgrenzen festzusetzen. 

(2) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. b können 
den Beihilfenwerbern gewährt werden als Zu­
schüsse 

a) zu den Teilnahme- und Beitragskosten, 

b) zu den Reise-, Unterkunfts- und Verpfle­
gungskosten, 

c) zur Deckung des Lebensunterhaltes, 
cl) zur Deckung der erhöhten Kosten des 

Lebensunterhaltes bei einer allenfalls er­
fqrderlichen getrennten Haushaltsführung 
bis zur Dauer eines Jahres, 

und zwar im Falle der lit. c in der Höhe von 
höchstens 80 v. H. des letzten Bruttoarbeitsent­
geltes, mindestens jedoch in der Höhe des sich 
im Falle der Arbeitslosigkeit in diesem Zeitpunkt 
nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958 
ergebenden Arbeitslosengeldes. Für den Fall, daß 
ein Bruttoarbeitsentgelt nicht gegeben ist, gilt 
als Bruttoarbeitsentgelt das niedrigste kollektiv­
vertragliche Bruttoarbeitsentgelt eines über 
18 Jahre alten mit leichten Tätigkeiten beschäf­
tigten· Metallhilfsarbeiters gemäß dem lohnrecht­
lichen Teil zum Kollektivvertrag für eisen- und 
metallerzeugende und -verarbeitende Industrie 
und Gewerbe österreichs. Innerhalb der in den 
vorangehenden Sätzen bezeichneten Grenzen ist 
der Zuschuß unter Berücksichtigung der persön­
lichen Verhältnisse des Teilnehmers und des Be­
darfesder Wirtschaft an Arbeitskräften mit den 
durch die beabsichtigte Schulung erreichbaren 
Qualifikationen jeweils so festzusetzen, daß die 
im § 19 Abs. 1 lit. b genannten Ziele erreicht 
werden können. In den Fällen der lit. a, bund 
d können Zuschüsse unter Bedachtnahme auf die 
persönlichen Verhältnisse des Teilnehmers bis 
zur Höhe der tatsächlich entstehenden Kosten 
gewährt werden. 

(3) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. c können 
den Beihilfenwerbern als Zuschüsse zu den not~ 
wendigen Vorstellungs- und Bewerbungskosten 
bis zur tatsächlich entstehenden Höhe gewährt 
werden, wenn ohne eine solche Beihilfe eine 
Vorstellung oder Bewerbung im Hinblick auf 
die persönlichen Verhältnisse des Beihilfenwer­
bers nicht möglich wäre. 

(4) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. d können 
den Beihilfenwerbern als Zuschüsse zu den 
Kosten der Reise und der übersiedlung, nach 

dem neuen Aufenthaltsort bis zur tatsächlich 
entstehenden Höhe gewährt werden, wenn zur 
Erlangung eines Arbeits- oder eines Ausbildungs­
platzes ein Wechsel des Aufenthaltsortes notwen­
dig ist, die voraussichtliche Dauer der Beschäfti­
gung und die persönlichen Verhältnisse des Bei­
hilfen werbers dies rechtfertJigen. Solche Beihilfen 
können auch als Zuschüsse zu den Reise..; und 
übersiedlungskosten der Familienangehörigen, 
die zur Fortsetzung oder Aufnahme der Haus­
gemeinschaft an den neuen Aufenthaltsort mit­
reisen oder nachfolgen, gewährt werden, wenn 
die für die Beihilfengewährung an den Arbeit­
nehmer erforderlichen Voraussetzungen sinn­
gemäß gegeben sind und ihre Unterkunft ge­
sichert ist. 

(5) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 Iit. e können 
den BeihilfenwerlJern als Zuschüsse zur Deckung 
der erhöhten Kosten des Lebensunterhaltes, die 
durch die Notwendigkeit, einen getrennten 
Haushalt zu führen, verursacht sind, bis zu 
einem Jahr nach Aufnahme der Beschäftigung 
gewährt werden, wenn die persönlichen Verhält­
nisse des Beihilfenwerbers dies erfordern und 
wenn anzunehmen ist, daß das Dienstverhältnis 
voraussichtlich länger als ein Jahr dauern wird 
und nicht durCh eine vertragliche Regehmg eine 
Entschädigung für eine getrennte Haushalts­
führung vorgesehen ist. 

(6) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. f können 
den Beihilfenwerbern zur Beschaffung der not­
wendigen Arbeitskleidung, Arbeitsausrüstung 
und Arbeitsplatzausrüstung entweder als unver­
zinsliches Darlehen oder als Zuschuß gewährt 
werden, wenn der Beihilfenwerber nicht über 
die zur Beschaffung erforderlichen Mittel ver­
fügt und dadurch die Arbeitsaufnahme in Frage 
gestellt wäre. Als Darlehen kann ein Betrag bis 
zur Höhe der Anschaffungskosten, rückzahlbar 
in gleichen Monatsraten, längstens innerhalb 
eines Jahres, gerechnet ab, dem Tage der ersten 
Lohnzahlung, gewährt werden. Als Zuschuß 
kann die Beihilfe, und zwar bis zur halben Höhe 
der Ans'chaffungskosten, dann gewährt werden, 
wenn die Rückzahlung eines gewährten Dar­
lehens im Hinblick auf die persönlichen Verhält­
nisse des Beihilfenwerbers eine besondere Härte 
darstellen würde. 

(7) Beihilfen gemäß § 19 Abs~ 1 lit. g können 
den Beihilfenwerbern als unverzinsliches Dar­
lehen zur überbrückung des Zeitraumes, der 
zwischen dem Antl'itt einer neuen Beschäftigung 
und der ersten Lohnauszahlung liegt, gewährt 
werden, wenn sie nicht über die zur Bestreitung 
des Lebensunterhaltes erforderlichen Mittel in 
diesem Zeitraum ve'rfügen. Als D;!.rlehen kann 
ein Betrag bis zur Höhe des für diesen Zeitraum 
gebührenden Entgelts gewährt werden, rückzahl­
bar längstens innerhalb von drei Monaten, ge­
rechnet ab dem Tage der ersten Lohnauszahlung. 
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§ 21. (1) Inhabern von Betrieben, die Maß-· (2) Ober Begehren um Gewährung von Bei­
nahmen gemäß § 19 Abs. 1 lit. b im eigenen hilfen befindet nach Anhörung des Verwaltungs­
Interesse durchführen, können Zuschüsse bis ausschusses, sofern die Gesamtsumme im Einzel­
zu 50 v. H. des ihnen entstehenden Personal- fall den Betrag von 200.000 S nicht übersteigt, 
und Sachaufwandes als Beihilfen gewährt wer- das Landesarbeitsamt; in allen anderen Fällen 
den. Bei der Festsetzung der Höhe des Zuschusses das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
ist auf den Nutzen, der sich für die Betriebe im Einvernehmen mit den Bundesministerien für 
aus der Durchfiihrung der Maßnahmen ergibt, Finanzen, für Handel; Gewerbe und Industrie 
und die finanziellen MögliChkeiten der Betriebe und für Land- und Forstwirtschaft. 
Bedacht zu nehmen. (3) Anläßlich der Gewährung einer Beihilfe 

(2) Inhabern von Betrieben, die Maßnahmen 
gemäß § 19 Abs. 1 lit. b über Ersuchen einer 
Dienststelle der Arbeitsmarktverwaltung nicht 
oder nicht ausschließlich im eigenen Interesse 
durchführen, können Zuschüsse bis zur Höhe 
des ihnen entstehenden Personal- und Sachauf­
wandes als Beihilfen gewährt werden. 

ist zu vereinbaren, daß der Empfänger einer Bei­
hilfe, der ihren Bezug vorsätzlich oder grob 
fahrlässig durch unwahre Angaben oder Ver­
schweigung maßgebender Tatsachen herbeige­
führt hat, zum Ersatz des unberechtigt Empfan­
genen verpflichtet ist. 

§ 25. (1) Personen, die von den im § 19 
Abs. 1 lit. b genannten Maßnahmen erfaßt sind 
und hiefür eine Beihilfe gemäß § 20 Abs. 2 lit. c 
beziehen, sind, sofern entweder ihr Anspruch auf 
Entgelt aus einem Beschäftigungsverhältnis, weil 
sie sich einer solchen Maßnahme unterziehen, 
oder ihre Pflichtversicherung wegen Urlaubes 
ohne Entgeltzahlung erloschen ist, weiterhin in 
der Arbeitslosen-, Kranken-, Unfall- und Pen-

(3) Einrichtungen, die Maßnahmen gemäß § 19 
Abs. 1 lit. a oder b durchführen, können Zu­
schüsse bis zur Höhe des ihnen entstehenden 
Personal- und Sachaufwandes als Beihilfen ge­
währt werden. Von anderen Stellen für diese 
Zwecke gewährte finanzielle Mittel sind bei der 
Festsetz)Jng der Höhe des Zuschusses zu berüd<­
sichtigen. sionsversicherung pflichtversichert, sofern diese 

mit Versicherungen nicht auf Grund anderer Voraus­
den setzungen bestehen. Auf diese Pflichtversicherun­

(4) Die Gewährung der Beihilfen kann 
Auflagen verbunden werden, ·um den mit 
Beihilfen angestrebten Erfolg tunlichst 
sichern. 

zu . gen finden die einschlägigen Vorschriften des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958 und des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes mit der 
Maßgabe Anwendung, daß als Dienstgeber die 
Träger der Einrichtungen beziehungsweise die 
Betriebe gelten, in denen die im § 19 Abs. 1 lit. b 
angeführten Maßnahmen durchgeführt werden. 
Als Grundlage für die Bemessung der Beiträge 
gilt der Betrag, der auf den letzten Beitragszeit­
raum vor dem Erlöschen des Entgeltanspruches 
entfiel. Die Beiträge sind aus Mitteln der Arbeits-

§ 22. Dem Bundesministerium für soziale Ver­
waltung obliegt es, im Einvernehmen mit den 
Bundesministerien für Finanzen, für Handel, Ge­
werbe und Industrie und für Land-. und Forst­
wirtschaft Richtlinien darüber zu erlassen, in 
welcher Weise die persönlichen Verhältnisse des 
Beihilfenwerbers bei Gewährung einer der im 
§ 19 Abs. 1 und § 27 Abs. 1 genannten Beihil­
fen zu berüd<sichtigen sind und inwieweit diese 
Verhältnisse für die Bemessung der Dauer und 
Höhe ausschlaggebend sind. 

losenversicherung zu tragen. . 
(2) Tritt bei Fortbestand des Beschäftigungs­

verhältnisses infolge der Einbeziehung in eine 
§ 23. (1) Auf Beihilfen gemäß §§ 19 und 20 der im § 19 Abs. 1 lit. b genannten Maßnahmen 

besteht kein Rechtsanspruch. eine Minderung des Entgeltanspruches ein, so 

(2) Für den gleichen Zweck gewährte Beihilfen 
sind bei Gewährung von Beihilfen nach den Vor­
schrift~n dieses Abschnittes zu berüd<sichtigen. 

§ 24. (1) Begehren um Gewährung einer Bei­
hilfe gemäß §§ 19 und 20 sind bei dem nach dem 
ordentlichen Wohnsitz, in Ermangelung eines 
solchen bei dem nach dem gewöhnlichen Aufent­
halt des Beihilfenwerbers zuständigen Arbeits­
amt einzubringen, sofern es sich um eine Ein­
richtung oder einen Betrieb handelt, bei dem 
nach dem Standort der Einrichtung beziehungs­
weise des Betriebes zuständigen Arbeitsamt, so­
fern der Arbeitsplatz aberaußerhalb des Stand­
ortesder Einrichtung oder des Betriebes gelegen 
ist, bei dem Arbeitsamt, in dessen Sprengel der 
Arbeitsplatz liegt. 

gilt als allgemeine Beitragsgrundlage der Betrag, 
der auf den letzten Beitragszeitraum unmittel­
bar vor der Minderung der Beitragsgrundlage 
entfiel. Hiebei sind die auf den Versicherten und 
den Dienstgeber entfallenden Beiträge, soweit sie 
dem Teil der Beitragsgrundlage entsprechen, der 
über das zustehende geminderte Entgelt hinaus­
geht, vom Träger der Einrichtung beziehungs­
weise vom Betrieb, in denen die im § 19 Abs. 1 
lit. b genannten Maßnahmen durchgeführt 
werden, einzuzahlen. Der Mehrbetrag ist dem 
Träger der Einrichtung beziehungsweise dem Be­
trieb aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung zu 
erstatten. 

(3) Personen, die während einer Arbeitsunter­
brechung infolge Urlaubes ohne Entgeltzahlung, 
sofern dieser Urlaub die Dauer eines Monates 
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nicht überschreitet (§ 11· Abs.3 lit. a des All­
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes), von den 
im § 19 Abs. 1 lit. b genannten Maßnahmen er­
faßt werden und hiefür eine Beihilfe gemäß § 20 
Abs. 2 lit. c beziehen, haben Anspruch auf Er­
satz der gemäß § 53 Abs. 3 lit. c des AllgeDlei­
nen Sozialversicherungsgesetzes und der gemäß 
§ 61 Abs. 6 lit. c des Arbeitslosenversicherungs­
gesetzes 1958 entrichteten Beiträge zur Sozial­
versicherung und zur Arbeitslosenversicherung 
durch die Arbeitsmarktverwaltung. 

(4) Personen, die von Maßnahmen im Sinne 
des § 19 Abs. 1 lit. b erlaßt werden, gelten, 
sofern sie nicht schon gemäß Abs. 1 der Voll­
versicherung unterliegen, als Teilnehmer von 
Ausbildungslehrgängen im Sinne des § 8 Abs. 1 
Z. 3 lit. c des Allgemeinen Sozialvetsicherungs­
gesetzes, gleichgültig ob diese Maßnahmen von 
der Arbeitsmarktverwaltung selbst oder von 
einem von ihr damit betrauten Betrieb öder 
einer solchen Einrichtung durchgeführt werden. 

Aus b i I dun g s- und S c h u I u n g sei n-
r ich tu n ge n . 

§ 26. Die Durchführung der Maßnahmen ge­
mäß § 19 Abs. 1 lit. b kann von den Dienst­
stellen der Arbeitsmarktverwaltung nach Anhö­
rung des Beirates für Arbeitsmarktpolitik ge­
eigneten Betrieben und Einrichtungen mit deren 
Zustimmung übertragen werden, sofern durch 
diese der mit den Maßnahmen angestrebte Er­
folg gewährleistet erscheint. Das Bundesministe­
rium für soziale Verwaltung kann auf Vorschlag 
des Beirates für Arbeitsmarktpolitik zur. Durch­
führung solcher Maßnahmen erforderlichenfalls 
auch eigene Einrichtungen schaffen, sofern solche 
nicht bestehen oder bestehende nicht zweckent­
sprechend ausgebaut werden' können. 

Bei h i I f e n zum Aus g lei c h kur z­
f r ist i ger B e s c h ä f t i gun g s s c h w a n-

ku ng e n 

§ 27. (1) Zum Ausgleich kurzfristiger Beschäf­
tigungsschwankungen können zur Sicherung von 
Arbeitsplätzen oder zur Schaffung zusätzlicher 
Arbeitsgelegenheiten Beihilfen gewährt werden, 
um 

a) Arbeiten oder Arten von Arbeiten zu för­
dern, die geeignet sind, Atbeitslosigkeit zu 
verhüten oder zu verringern, und zwar 
durch Beschaffung zusätzlicher Arbeits­
gelegenheiten für Arbeitslose oder für 
Arbeitskräfte, die in nächster Zeit nach­
weislich infolge einer Betriebseinstellung, 
-einschränkung oder -umstellung von Ar­
beitslosigkeit betroffen werden, 

b) Unternehmen der Bauwirtschaft und der 
Land- und Forstwirtschaft die Durchfüh­
rung von Arbeiten in den Wintermonaten 
zu erleichtern, 

c) Arbeitnehmern in der Bauwirtschaft und 
in der Land- und Forstwirtschaft die Ar­
beit während der Wintermonate zu erleich­
tern, 

d) den Lohnausfall bei Kurzarbeit teilweise 
abzugelten. 

(2) Auf Beihilfen gemäß Abs. 1 besteht kein 
Rechtsanspruch. 

(3) Für den gleichen Zweck gewährte Beihilfen 
sind bei Gewä,hrung von Beihilfen nach Abs. 1 
zu berücksichtigen. 

§ 28. (1) Beihilfen gemäß § 27 Abs. 11it. a 
können als Zuschuß und ausnahmsweise als Dar­
lehen gewährt werden. Die Höhe des Zuschusses' 
richtet sich nach dem Aufwand, der der Arbeits­
losenversicherung im Falle der Nichtgewährung 
der Beihilfe erwachsen würde. Der Errechnung. 
dieses Aufwandes ist die Annahme zugrunde zu 
legen, daß alle durch die Förderung erfaßten 
Personen die Anwartschaft für den Bezug des 
Arbeitslosengeldes nach den Vorschriften des· 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958 erbracht 
haben. Ein Darlehen darf dami gewährt werden, 
wenn die für die Durchführung der Arbeiten 
erforderlichen Mittel so hoch wären, daß sich 
selbst bei Gewährung eines Zuschusses noch ein 
Fehlbetrag ergeben würde,. der die Durchfüh­
rung der Arbeiten unmöglich macht. Als Dar­
lehen kann ein Betrag bis zum Dreifachen des 
in Betracht kommenden Zuschusses gewährt 
werden. Die Höhe des Darlehens richtet sich 
nach dem Fehlbetrag. Voraussetzung ist weiters, 
daß der DarIehenswerber in der Lage ist, für 
die Rückzahlung des Darlehens eine ent­
sprechende Sicherheit zu bieten. Das Darlehen ist 
mit dem für Kredite des ERP-Fonds ohne Bank­
spesen jeweils geltenden Satz zu verzinsen und, 
falls nicht ein kürzerer Zeitraum vereinbart 
wurde, längstens innerhalb von fünf Jahren ab 
dem Tage der überweisung abzustatten. Die Ge­
währung der Eeihilfe ist mit der Auflage zu 
verbinden, daß bei den Arbeiten vom zuständi­
gen Arbeitsamt zugewiesene Arbeitslose beschäf­
tigt werden oder daß Arbeitskräfte, die zwar 
derzeit noch in Beschäftigung stehen, aber in 
nächster Zeit nachweislich infolge Betriebsein­
stellung, -einschränkung oder -umstellung von 
Arbeitslosigkeit betroffen würden, weiterbeschäf­
tigt werden. 

(2) Beihilfen gemäß § 27 Abs. l1it. b können 
in Form eines Zuschusses zu den Mehrkosten 
gewährt werden, die durch die Ausführung 
dieser Arbeiten in den Wintermonaten entstehen. 
Hinsichtlich der Höhe des Zuschusses gilt das im 
Abs. 1 Gesagte sinngemäß. 

(3) Beihilfen gemäß § 27 Abs. 1 lit. t können 
als Zuschuß zu den Kosten für die Winter­
arbeitskleidung, zu Fahrtkosten für Heimfahrten 
zum ordentlichen Wohnsitz sowie zur Deckung 
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der erhöhten Kosten des Lebensunterhaltes, 
wenn' die Arbeit während der Wintermonate 
eine getrennte Haushaltsführung bedingt, ge­
währt werden, es sei denn, daß der Dienstneh­
mer auf Grund vertraglicher Vereinbarungen 
einen Anspruch auf diese Leistungen hat. Die 
Höhe des Zuschusses ist unter Bedachtnahme auf 
die persönlichen Verhältnisse des Beihilfen­
werbers festzulegen. 

(4) Beihilfen gemäß § 27 Abs.l lit. d können 
bei empfindlichen Störungen der Wirtsdlaft als 
Kurzarbeiterunterstützung gewährt werden. 

§ 29. (1) Die Gewährung der Kurzarbeiter­
unterstützung hat zur Voraussetzung, daß 

a) die empfindlichen Störungen der Wirtschaft 
(§ 28 Abs. 4) voraussichtlich längere Zeit 
andauern werden und 

b) zwischen den für den Wirtschaftszweig in 
Betracht kommenden kollektivvertrags­
fähigen Körperschaften der Dienstgeber 
und der Dienstnehmer Vereinbarungen 
über die Leistung einer Entschädigung 
wälirend der Kurzarbeit getroffen werden. 

(2) Durch die Vereinbarung muß hinsichtlich 
des Beschäftigtenstandes, der Arbeitszeit und der 
Entschädigung sichergestellt sein: 

a) während der Kurzarbeit wird der Beschäf­
tigtenstand aufrechterhalten, es sei denn, 
daß das Arbeitsamt in .besonderen Fällen 
eine Ausnahme bewilligt, 

b) in zwei aufeinanderfolgenden Wochen wird 
im Betrieb insgesamt mindestens 16 Stun­
den gearbeitet, 

e) nicht voll beschäftigten Dienstnehmern 
wird durch den Dienstgeber, wenn die aus­
fallende Arbeitszeit innerhalb zweier auf­
einanderfolgender Wochen mehr als acht 
Arbeitsstunden beträgt, für den Arbeits­
ausfall als Kurzarbeit~runterstützung eine 
Entschädigung geleistet. Die Kurzarbeiter­
unterstützung beträgt für die ersten acht 
ausfallenden Arbeitsstunden mindestens 
einen Tagessatz des Arbeitslosengeldes und 
für jede weitere ausfallende Arbeitsstunde 
ein Achtel des Tagessatzes des Arbeits­
losengeldes. 

(3) _ Als Tagessatz des Arbeitslosengeldes im 
Sinne des Abs. 2 lit. e gilt der Tagesbetrag des 
Arbeitslosengeldes (§ 21 Abs. 4 des Arbeits­
losenversicherungsgesetzes 1958), den der betref­
fende Dienstnehmer im Falle der Arbeitslosig­
keit unter Zugrundelegung seines Arbeitsver­
dienstes bei Vollarbeit beziehen würde. An Stelle 
der Tagessätze können Pauschalsätze treten, die 
vom Bundesministerium für soziale Verwaltung 
unter Bedachtnahme auf den Wochen- be­
ziehungsweise Monatsverdienst, die Lohnsteuer­
gruppe und die Anzahl der Kinderfreibeträge des 
Beihilfenwerbers festgesetzt werden. 

(4) Die Vereinbarungen müssen auf bestimmte 
Zeit abgeschlossen werden .. 

§ 30. Kurzarbeiterunterstützung kann auch 
aus Anlaß von Naturkatastrophen, wie Hoch­
wasser, Lawine, Schneedruck, Erdrutsch, Berg­
sturz, Orkan, Erdbeben oder ähnlichen Kata­
strophen vergleichbarer Tragweite, und deren 
Folgen gewährt werden. Hiebei gelten die Be­
stimmungen des § 29 mit der 'Maßgabe, daß die 
Erfordernisse des Abs. 1 lit. b und des Abs. 2 
lit. b entfallen und Abs. 2 lit. a und e sinn~ 
gemäß gelten. 

§ 31. Der Bezug von Schleehtwetterentschädi­
gung nach den Vorschriften des Bauarbeiter­
Schi ech twetteren tschädigungsgesetzes 1957, B GBl. 
Nr. 129, schließt den Bezug -yon Kurzarbeiter­
unterstützung gemäß §§ 29 und 30, aus. 

§ 32. (1) Den Dienstgebern werden' die als 
Kurzarbeiterunterstützung im Sinne der ge­
troffenen Vereinbarung (§ 29) ausgezahlten Be­
träge auf Antrag von dem nach dem Standort 
des Betriebes zuständigen Landesarbeitsamt in 
der Höhe der im § 29 Abs. 2 lit. e und Abs. 3 
festgesetzten Mindestansätze oder Pauschalsätze 
rückerstattet. 

(2) Der Anspruch auf Rückerstattung entfällt, 
wenn die Vereinbarung oder die aus den sonsti­
gen Bestimmungen über die Kurzarbeiterunter­
stützung sich ergebenden Verpflichtungen vom 
Dienstgeber nicht eingehalten werden. 

(3) Die Kurzarbeiterunterstützung gilt für die 
Lohnsteuer als steuerpflichtiger Lohn und für 
sonstige Abgaben und Beihilfen auf Grund bun­
desgesetzlicher Vorschriften als Entgelt. Während 
des Bezuges der Kurzarbeiterunterstützung rich­
ten sich die Beiträge und die Leistungen der 
Sozialversicherung nach der letzten Bemessungs­
grundlagevor Eintritt der Kurzarbeit. 

(4) Eine Lohnsummensteuer hat der Dienst­
geber für die Kurzarbeiterunterstützung nicht 
zu entrichten. 

§ 33. Die näheren Bestimmungen über die 
Kurzarbeiterunterstützung sind vom Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung im Einver­
nehmen mit den Bundesministerien für Handel, 
Gewerbe und Industrie und für Finanzen, soweit 
es sich u~ Kurzarbeiterunterstützung für: den 
Bereich der Land- und Forstwirtschaft handelt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesministel'ium 
für Land- und Forstwirtschaft und für Finanzen 
zu treffen. Sofern es sich um die Gewährung 
von Beihilfen gemäß § 27 Abs. 1 Iit. b handelt, 
ist auch das Einvernehmen mit dem Bundes­
ministerium für Bauten und Technik herzustel­
len. 

§ 34. (1) Begehren um Gewährung einer Bei­
hilfe gemäß § 27 Abs. 1 lit. abis c sind, sofern 
es sich um eine Einrichtung oder einen Betrieb 
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handelt, bei dem nach dem Standort der Ein­
richtung beziehungsweise des Betriebes zuständi­
gen Arbeitsamt, sofern der Arbeitsplatz aber 
außerhalb des Standortes der Einrichtung oder 
des Betriebes gelegen ist, bei dem Arbeitsamt, in 
dessen Sprengel der Arbeitsplatz liegt, ansonsten 
bei dem' nach dem ordentlichen Wohnsitz in 
Ermangelung eines solchen bei dem nach dem 
gewöhnlichen Aufenthalt des ·BeihiIfenwerbers 
zuständigen Arbeitsamt, einzubringen. Begehren 
gemäß § 27 Abs. 1 lit. d sind beim Bundesmini­
sterium für soziale Verwaltung einzubringen. 

(2) über Begehren um Gewährung von Bei­
hilfen befindet nach Anhörung des Verwaltungs­
ausschusses, sofern die Gesamtsumme 'im Einzel­
fall den Betrag von 200.000 S nicht übersteigt, 
das Landesarbeitsamtj in allen anderen Fällen 
das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Finanzen. 

(3) Die Vorschriften des § 24 Ahs. J fi!lden 
sinngemäß Anwendung. 

Bei h i I f e n zur S ich e r u, n g von 
Arbeitsplätzen in Gebieten oder 
in Produktionszweigen, in denen 
n i ch t nur kur z f r ist i g e U n t e r­
beschäftigung besteht oder die 
i n n ä c h s t erZ e i t von s tr u k t ure l­
I e rAr bei t 5 los i g k e i t b e d roh t w e r-

den 

§ 35. (1) Zur Sicherung von Arbeitsplätzen in 
Gebieten oder in Produktionszweigen, in denen 
nicht nur kurzfristige Unterbeschäftigung besteht 
oder die nachweislich infolge einer Betriebsein­
schränkung oder -umstellung von Arbeitslosig­
keit bedroht werden, können zum Zwecke der 
Verhütung oder Verringerung von Arbeitslosig­
keit Beihilfen gewährt werden, um 

a) bestehende Arbeitsplätze zu erhalten, 
b) gefährdete Arbeitsplätze durch die Ermög­

lichung hetrieblicher Umstellungsmaßnah­
men zu siChern, 

c) die übersiedlung und Niederlassung von 
Schlüsselkräften innerhalb eines Unterneh­
mens sowie die nötige Führung eines ge-. 
trennten Haushaltes solcher Arbeitskräfte 
zu erleichtern, falls diese Arbeitskräfte für 
die gemäß lit. a und b angestrebten Zwecke 
unbedingt erforderlich sind. 

(2) Beihilfen für Maßnahmen gemäß §§ 19 
Abs. 1, 27 Abs. 1 und 35 Abs. 1 dürfen nur 
gewährt werden, wenn ihre Gewährung volks­
wirtschaftlich nützlich und im öffentlichen Inter­
esse gelegen ,ist. 

(3) .Auf Beihilfen gemäß Abs. 1 besteht kein 
Rechtsanspruch. 

(4) Für den gleichen Zweck gewährte Beihilfen 
sind be~ Gewährung von Beihilfen gemäß Abs. 1 
zu berücksichtigen. 

§ 36. Beihilfen g~mäß § 35 Abs. 1 lit. aundb 
können, unbeschadet der Bestimmungen des 
§ 37, alsZuschuß gewährt werden. Die HÖhe 
des Zuschusses muß zu dem angestrebten arbeits­
marktpolitischen Zweck in einem angemessenen 
Ver hältnis stehen. 

§ 37. (1) Zum Ausgleich bei Lohnausfällen bei 
betrieblichen Umstellungsmaßnahmen gemäß 
§ 35 Abs. 1 lit. b können Umstellungsbeihilfen . 
gewährt werden. 

(2) Die Gewährung der Umstellungsbeihilfe 
hat zur Voraussetzung, daß zwischen den für den 
Wirtschaftszweig in Betracht kommenden kollek­
tivvertragsfähigen Körperschaften der Dienst­
geber und der Dienstnehmer Vereinbarungen 
über die Leistung einer Entschädigung an die 
Dienstnehmer während der Zeit der Umstellung 
getroffen werden. 

(3) Durch die Vereinbarung muß hinsichtlich 
des Beschäftigtenstandes und' der Entschädigung 
sichergestell t sein: 

a) während der Umstellung wird der. Be­
schäftigtenstand aufrechterhalten, es sei 
denn, . daß das Arbeitsamt in besonderen 
Fällen eine Ausnahme bewilligt, 

b) den Dienstnehmern wird vom Dienst­
geber über die auf Grund der tatsächlichen 
Arbeit gebührende En~lohnung hinaus 
eine Entschädigung geleistet, durch die in­
folge der Umstellung eintretende Lohn­
ausfälle so weit ausgeglichen werden, daß 
der frühere Lohnstand aufrechterhalten 
wird. Der frühere Lohnstand gilt als auf­
rechterhalten, wenn die Entschädigung 
mindestens 60 v· H., sofern der Dienst­
nehmer jedoch im Rahmen der gemäß 
Abs. 2 getroffenen Vereinbarungen geschult 
wird, mindestens 65 v. H. des Ausfalles an 
Bruttoarbeits,entgelt beträgt. 

(4) Die Vereinbarungen müssen auf bestimmte 
Zeit abgeschlossen werden. 

(5) Der Bezug von Schlechtwetterentschädigung 
nach den Vorschriften des Bauarbeiter-Schlecht­
wetterentschädigungsgesetzes 1957 wird in die 
Entlohnung eingerechnet. 

(6) Den Dienstgebern werden 60 v. H., sofern 
der Dienstnehmer jedoch im Rahmen der gemäß 
Abs. 2. getroffenen Vereinbarungen geschult 
wird, 65 v. H. des Ausfalles an Bruttoarbeitsent­
gelt für die im Sinne der gemäß Abs. 2 und 3 
getroffenen Vereinbarung als Entschädigung aus­
gezahlten Beträge auf Antrag von dem nach dem 
Standort des Betriebes zuständigen Landes-
arbeitsamt rückerstattet. . 
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(7) Der Anspruch auf Rückerstattung entfällt, 
wenn der Dienstgeber aus der Vereinbarung sich 
ergebende Verpflichtungen nicht einhält. 

(8) Die Entschädigung gilt für die Lohnsteuer 
als steuerpflichtiger Lohn und für sonstige Ab~ 
gaben und Beihilfen auf Grund bundesgesetz~ 
licher Vorschriften als Entgelt. Während des 
Bezuges der Umstellungsbeihilfe richten sich die 
Beiträge und die Leistungen der Sozialversiche~ 
rung nach der letzten Bemessungsgrundlage vor 
Eintritt der Umstellung. 

(9) Eine Lohnsummensteuer hat der Dienst~ 
geber für die Umstellungsbeihilfe nicht zu ent~ 
richten. 

§ 38. (1) Beihilfen gemäß § 35 Abs. 1 lit. c 
können nur dann gewährt werden, wenn· es 
weder die finanzielle Lage des Betriebes noch 
die personlichen Verhältnisse des Beihilfen~ 
werbers gestatten, die Mittel für oie in lit. c 
angeführten Zwecke aus eigenem zur Gänze oder 
teilweise aufzubringen und aus diesem Grunde 
die gemäß § 35 Abs. 1 lit. a und bangestrebten 
Ziele nicht erreicht würden. 

(2) Beihilfen gemäß Abs. 1 können' für über~ 
siedlungen als unverzinsliches Darlehen und aus~ 
nahmsweise als Zuschuß gewährt werden. Als 
Darlehen kann ein Betrag bis zur 'Höhe der tat~ 
sächlich entstehenden Kosten, rückzahlbar in 
gleichen Monatsraten, und zwar falls kein 
kürzerer Zeitraum vereinbart wurde, längstens 
innerhalb zweier Jahre, gerechnet ab dem Tage 
der überweisung, gewährt werden. Als Zuschuß 
kann die Beihilfe, und zwar bis zur halben Höhe 
der tatsächlich entstandenen Kosten, dann ge~ 
währt werden, wenn die Rückzahlung eines ge~ 
währten Darlehens im Hinbl,ick auf die persön~ 
lichen Verhältnisse des Beihilfenwerbers eine be~ 
sondere Härte darstellen würde. ' 

(3) Beihilfen gemäß Abs. 1 können für 
Niederlassungen als Darlehen und ausnahms~ 
weise als Zinsenzuschuß oder Zuschuß gewährt 
werden. Die Höhe des Darlehens muß zu dem 
angestrebten arbeitsmarktpolitischen Zweck in 
einem angemessenen Verhältnis stehen. Das Dar~ 
lehen ist mit dem für Kredite des ERP~Fonds 
ohne Bankspesen jeweils geltenden Satz zu ver~ 
zinsen' und, falls nicht ein kürzerer Zeitraum 
vereinbart wurde, längstens innerhalb von fünf 
Jahren ab dem Tage der überweisung in gleichen 
Monatsraten abzustatten. Ein Zinsenzuschuß 
wird dann gewährt werden können, we~n die 
für die Durchführung der Maßnahmen erforder~ 
lichen Mittel so hoch sind, daß die Zinsenbe­
lastung für' ein hiefür aufgenommenes Darlehen 
über die finanzielle Leistungsfähigkeit des Be~ 
triebes hinausgeht und ohne Gewährung eines 
Zinsenzuschusses die Durchführung der Maß~ 
nahmen unterbleiben würde. Der Zinsenzuschuß 
richtet sich nach der finanziellen Leistungsfähig­
keit des Betriebes und ist höchstens so zu be~ 

messen, daß die dem Kreditnehmer verbleibende 
Zinsenbelastung nicht unter den jiblichen Zins~ 
satz für Kredite aus Counterpartmitteln für 
ähnliche Maßnahmen (BGBI. Nr. 20711962 in 
der jeweiligen Fassung) sinkt. Als Zuschußkann 
die Beihilfe bis zu höchstens 15 v. H. der tat~ 
sächlich ,entstandenen Kosten dann· g~währt wer­
den, wenn dadurch dem Beihilfenwerber die 
Niederlassung ermöglicht wird. 

(4) Beihilfen gemäß Abs. 1 können als Zu­
schuß zur Deckung der erhöhten Kosten des 
Lebensunterhaltes, die durch die Notwendigkeit, 
einen getrennten Haushalt zu führen, verursacht 
sind, längstens für die Dauer. eines Jahres nach 
Aufnahme der getrennten Haushaltsführung ge­
währt werden, wenn ohne Gewährung einer 
Beihilfe die gemäß § 35 Abs. l,lit. a und b 
angestrebten Ziele nicht erreicht würden. 

§ 39. (1) Begehren um Gewährung einer Bei­
hilfe gemäß § 35 Abs. 1 lit. a und b sind bei 
dem nach dem Standort des Betriebes zuständi­
gen Landesarbeitsamt, sofern es sich um eine 
Beihilfe gemäß lit. c handelt, bei dem nach dem 
ordentlichen Wohnsitz in Ermangelung eines 
solchen bei dem nach dem gewöhnlichen Auf­
enthalt des Beihilfenwerbers zuständigen Landes- \ 
arbeitsamt einzubringen. 

(2) über Begehren um ,Gewährung von Bei­
hilfen befindet nach Anhörung des Verwaltungs-' 
ausschusses, sofern die Gesamtsumme im Einzel­
fall den Betrag von 300.000 S nicht übersteigt, 
das Landesarbeitsamt; .in allen anderen Fällen 
das Bundesministeriuin für soziale Verwaltung 
im Einvernehmen mit den Bundesministerien für 
Finanzen und für Handel, Gewerbe und In­
dustrie, soweit es sich jedoch um Begehren han­
delt, die den Bereich der Land~ und Forstwirt­
schaft betreffen, im Einvernehmen mit den 
Bundesministerien für Finanzen und für Land­
und Forstwirtschaft. 

(3) Die Vorschriften des § 24 Abs. 3 finden 
sinngemäß Anwendung. 

ABSCHNITT V 

Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung und 
Beirat für Arbeitsmarktpolitik 

§ 40. Dienststellen der Arbeitsmarktverwal­
tung im Sinne dieses Bundesgesetzes sind das 
Bundesministerium für soziale Verwaltung und 
die diesem unterstehenden Landesarbeitsämter 
und Arbeitsämter. 

Beirat für Arbeitsmarktpolitik 

§ 41. (1) Beim Bundesministerium für soziale 
V,erwaltung wird eill Beirat für Arbeitsmarkt­
politik erricht~t. 

(2) Dem Beirat für Arbeitsmarktpolitik obliegt 
die Beratung des Bundesministeriums für soziale 
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,verwaltung bei der Festlegung der zu verfol­
genden Arbeitsmarktpolitik. Er ist weiters in 
allen Angelegenheiten zu hören, wo dies gesetz­
liche Vorschriften vorsehen. 

(3) Der Beirat für Arbeitsmarktpolitik setzt 
sich aus je sechs Arbeitgeber- und Arbeitnehmer­
vertretern, aus zwei Fachleuten aus dem Kreise 
der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften und 
aus je einem Vertreter der Bundesministerien 
für Finanzen, für Handel, Gewerbe und In­
dustrie, für Larid- und Forstwirtschaft, für Bau­
ten und Technik, für Inneres, für Unterricht 
und aus der gleichen Anzahl von Ersatzmit­
gliedern zusammen. Die Mitglieder und Ersatz­
rnitglieder aus dem Kreise der Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmervertreter werden vom Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung auf Grund 
von Vorschlägen bestellt. 

(4) Die Vorschläge für die Bestellung der 
Arbeitgebervertreter erstattet für je zwei Mit­
glieder und zwei Ersatzmitglieder die Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft, die Ver­
einigung österreichischer Industrieller und die 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskam­
mern österreichs. Die Vorschläge für die Bestel­
lung der Arbeitnehmervertreter erstattet für je 
dr'ei Mitglieder und drei Ersatzmitglieder der 
österreichische Arbeiterkammertag, für je zwei 
Mitglieder und zwei Ersatzmitglieder der öster­
reichische Gewerkschaftsbund und für je ein Mit­
glied und ein Ersatzmitglied der österreichische 
Landarbeiter kammertag . 

(5) Die Fachleute aus dem Kreise der Sozial­
und Wirtschaftswissenschaften und deren Ersatz­
rnitglieder werden nach Anhörung der Inter­
essenvertretungen der Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer vom Bundesministerium für soziale Ver-

. waltung bestellt. 

. (6) Die Vertreter der im Abs. 3 genannten 
Bundesministerien und deren Ersatzmitglieder 
werden vom zuständigen Bundesminister nam­
hah gemacht. 

(7) Wird ein Vorschlag gemäß den Abs. 4 
und 6 nicht innerhalb zweier Monate erstattet, 
so bestellt der Bundesminister für soziale Ver­
waltung diese Mitglieder aus eigenem. 

(8) Das für jedes Mitglied bestellte Ersatzmit­
glied vertritt das Mitglied, wenn dieses an der 
Ausübung seiner Funktion verhindert ist oder 
wenn es· seines Amtes enthoben wurde, und 
zwar bis zur Bestellung eines neuen Mitgliedes. 

§ 42. (1) Als Mitglieder (Ersatzmitglieder) 
können nur österreichische Staatsbürger bestellt 
werden, die das 24. Lebensjahr vollendet haben 
und eigenberechtigt sind. Ausgeschlossen vom 
Amte eines Mitgliedes (Ersatzmitgliedes) sind 
Personen, die nach dem Geschwornen- und 
Schöffenlistengesetz, BGBl. Nr. 13511946, in der 

jeweils gelteniden Fassung, wegen etner straf­
gerichtlichen Verurteilung zum Amte- eines 
Geschwornen oder Schöffen unfähig sind; 

(2) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) werden 
für eine Amtsdauer von fünf Jahren bestellt. 
Sie haben vor Antritt ihres Amtes dem Bundes­
minister für soziale Verwaltung durch Hand­
schlag gewissenhafte und unparteiische Aus­
übung ihres Amtes zu geloben. Das Amt von 
Mitgliedern (Ersatzmitgliedern), die innerhalb 
der fünf jährigen Amtsdauer bestellt werden, 
endet mit deren Ablauf. Die infolge des Ablaufes 
der Amtsdauer ausscheidenden Mitglieder haben 
ihr Amt bis zur Wiederbesetzung auszuüben. 
Wiederbestellung ist zulässig. 

(3) Der Bundesminister für soziale Verwaltung 
hat ein Mitglied (Ersatzmitglied) seines Amtes 
zu entheben, wenn ein der Bestellung entgegen­
stehendes gesetzliches Hindernis bekannt wird 
oder wenn es sich einer groben Verletzung oder 
dauernden Vernachlässigung seiner Pflichten 
schuldig gemacht hat. Ein Mitglied (Ersatzmit­
glied) ist auch dann zu entheben, wenn in 
seiner Berufstätigkeit eine solche Knderung ein­
tritt, daß es nicht mehr geeignet erscheint, die 
Interessen jener Gruppen wahrzunehmen, zu 
deren Vertretung es bestellt wurde. 

§ 43. (1) Den Vorsitz im Beirat für Arbeits­
marktpolitik führt der Bundesminister für soziale 
Verwaltung oder der von ihm bestellte Vertre­
ter. Der Vorsitzende kann den Beratungen des 
Beirates für Arbeitsmarktpolitik weitere Fach­
leute beiziehen. 

(2) Der Beirat für Arbeitsmarktpolitik kann 
zur Erledigung bestimmter Aufgaben Ausschüsse 
aus dem Kreise seiner Mitglieder einsetzen. Der 
Beirat für Arbeitsmarktpolitik und die von ihm 
eingesetzten Ausschüsse werden vom Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung einberufen. 

(3) Die Mitglieder des Beirates für Arbeits­
marktpolitik und alle Personen, die an den 
Sitzungen des Beirates für Arbeitsmarktpolitik 
teilnehmen, sind verpflichtet, über alle ihnen in 
Ausübung ihrer Tätig~eit bekanntgewordenen 
Amts-, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
strengste Verschwiegenheit zu bewahren. 

(4) Die Mitglieder des Beirates für Arbeits­
marktpolitik haben Anspruch auf Ersatz der 
Reise- und Aufenthaltskosten sowie auf Ent­
schädigung für Zeitversäumnis entsprechend den 
Bestimmungen und Tarifen, die für Schöffen 
nach dem Gebührenanspruchsgesetz 1965, BGBl. 
Nr. 179, gelten; darüber hinaus gebührt ihnen 
nach Maßgabe ihrer Inanspruchnahme ein 
Sitzungsgeld, dessen Höhe vom Bundesmini­
sterium für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Finanzen be­
stimmt wird. 
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§ 44. Die bei den Landesarbeitsämtern be-' migungen zur Ausübung der 'gemeinnützigen 
stehenden Verwaltungs ausschüsse (§ 76 des oder erwerbsmäßigen Arbeitsvermittlung bleiben 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958) haben, unter den erteilten Auflagen aufrecht. Alle 
abgesehen von den ihnen nach anderen gesetz- sonstigen Berechtigungen zur Ausübung der 
lichen Vorschriften übertragenen Aufgaben, bei Arbeitsvermittlung erlöschen drei Monate nach 
der Erfüllung der den Landesarbeitsämtern ob- Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes. 
liegenden Aufgaben, soweit dies in diesem Bun-
desgesetz vorgesehen ist, mitzuwirken. Ren t e n bei h i I f e n 

ABSCHNITT VI 

Allgemeine Bestimmungen 

Z usa m m e n a rh ei t der Die n s t s t e l­
Ien der Arbeitsmarktverwaltung 

mit anderen Stellen 

§ 45. Die Dienststellen der Arbeitsmarktver­
waltung haben bei der Durchführung ,ihrer 
Aufgaben auf die Zusammenarbeit mit den 
Trägern der Sozialversicherung, den Kranken~ 
anstalten, den gesetzlichen Interessenver'tretun­
gen sowie mit den kollektivvertragsfähigen 
Berufsvereinigungen der Dienstgeber und der 
Dienstnehmer Bedacht zu nehmen. 

Meldungen der Krankenversiche­
rungsträger 

§ 46. Die Träger der Krankenversicherung 
haben eine AusfertigUng der bei ihnen einlangen­
den An- und Abmeldungen von Dienstnehmern 
zur Sozialversicherung, nach Prüfung auf ihre 
Vollständigkeit, an das nach dem Standort des 
Betriebes zuständige Arbeitsamt weiterzuleiten. 

Gebührenfreiheit 

§ 47. Die im Verfahren nach diesem Bundes­
gesetz erforderlichen Eingaben, Beilagen und 
Vollmachten sind von den Stempel- und RedltS­
gebühren des Bundes befreit. Diese Befreiung 
gilt jedoch nicht im Verfahren gemäß §§ 9 
Abs. 3, 17 und 18. 

Strafbestimmungen 

§ 48. Zuwiderhandlungen gegen die Bestim­
mungen des § 9 Abs. 5 dieses Bundesgesetzes 
werden, sofern die Tat nicht nach anderen Ge­
setzen einer strengeren Strafe unterliegt, von 
der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafen 
von 300 S bis' 6000 S oder mit Arrest von 
einem Tag bis zu zwei Wochen bestraft; beide 
Strafen können auch nebeneinander verhängt: 
werden. 

ABSCHNITT VII 

Übergangsbestimmungen 

Weitergelten von Berechtigungen 
zur Arbeitsvermittlung' 

§ 50. Der Anspruch auf Rentenbeihilfen der 
Personen, denen die BereChtigung zur Ausübung 
der erwerbsmäßigen Arbeitsvermittlung nach 
dem 13. März 1938 entzogen wurde, bleibt auf­
recht, solange die Voraussetzungen, unter denen 
die Zuerkennung erfolgte, vorliegen. Auf Antrag 
kann das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung im Einvernehmen mh dem Bundes­
ministerium für Finanzen die Rentenbeihilfen 
erhöhen insoweit dies unter Bedachtnahme auf 
die Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
des Rentenbeziehers notwendig erscheint. 

ABSCHNITT VIII 

Finanzielle Bestimmungen 

§ 51. (1) Der aus diesem Bundesgesetz er­
wachsende Aufwand eil,1Schließlich des Verwal­
tungsaufwandes ist vorschußweise vom Bund zu 
bestreiten. ' 

(2) Der Verwaltungsaufwand umfaßt die Ver~ 
waltungskosten, die den Landesarbeitsämtern 
und Arbeitsämtern aus der Erfüllung aller ihrer 
Aufgaben erwachsen, sowie die' Vergütung an 
die Gemeinden und an die Träger der Kranken­
versicherung für die Mitwirkung bei der Durch­
führung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 
1958. 

(3) Der Verwaltungsaufwand der Landes­
arbeitsämter und Arbeitsämter ist je zur Hälfte 
aus den ,Mitteln der Arbeitslosenversicherung 
(Art. IV Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958) 
und aus Bundesmitteln zu bestreiten. 

(4) Der Aufwand für die arbeitsmarktpoliti­
schen Förderungsmaßnahmen (Abschnitt IV), 
für die Rentenbeihilfen (§ 50) sowie für die Ver­
gütungen gemäß Abs. 2 ist aus Mitteln der 
Arbeitslosenversicherung zu bestreiten. 

(5) Sofern die laufenden Einnahmen der 
Arbeitslosenversicherung nach Abzug des Auf­
wandes, der' ~us den Mitteln der 'Arbeitslosen­
versicherung zu bestreiten ist, zur Deckung des 
nach Abzug des Bundesbeitrages zu den Ver­
waltungskosten ' der Landesarbeitsämter und 
Arbeitsämter verbleibenden Aufwandes nach 
diesem Bundesgesetz nicht ausreichen, ist der un­
gedeckte Betrag aus dem Reservefonds zu ent-

§ 49. Alle seit April 1945 vom Bundesmini- nehmen. Vom Reservefonds dürfen in einem 
sterium für soziale Verwaltung erteilten Geneh- I solchen Fall Mittel mir so weit herangezogen 
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werden, als diese den aus den Mitteln der 
Arbeitslosenversicherung zu bestreitenden durch­
schnittlichen Jahresaufwand der letzten fünf Jahre 
übersteigen. 

ABSCHNITT IX 

Sdtlußbestimmungen 

Auf heb u n g von R e c h t s v 0 r­
schriften 

§ 52. (1) Alle auf Grund des § 2 des Rechts­
überleitungsgesetzes, StGBl. Nr. 6/1945, in vor­
läufige Geltung gesetzten Vorschriften, die mit 
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, in 
Widerspruch stehen, treten, soweit sie noch wirk­
sam sind, außer Kraft. Insbesondere verlieren 
ihre Wirksamkeit: 
1. vom Gesetz über Arbeitsvermittlung und 

Arbeitslosenversicherung vom 16. Juli 1927, 
DRGBl. I S. 187, der 2. Abschnitt und der 
4. Abschnitt' zur Gänze sowie die übrigen Be­
stimmungen, insoweit sie sich auf die Arbeits­
vermittlung und Berufsberatung beziehen, 
sowie alle auf Grund dieser Bestimmungen er­
lassenen Verordnungen und Anordnungen, 

10. August 1934, DRGBl. I S. 786, sowie alle 
auf Grund dieser Bestimmungen ergangenen 
Verordnungen und Anordnungen, 

5. die Verordnung zur Anderung von Vor­
schriften über Arbeitseinsatz und Arbeitslosen­
hilfe vom 1. September 1939, DRGBl. 
I S. 1662, soweit sie sich auf den Arbeitsein­
satz bezieht, und alle auf Grund dieser Be­
stimmungen ergangenen Verordnungen und 
Anordnungen, 

6. die Veroronung über die Vermittlung, An­
werbung und Verpflichtung von Arbeitneh­
mern nach dem Ausland vom 28. Juni 1935, 
DRGBl. I S. 903. 

(2) Die Vorschriften des § 103 a der Gewerbe­
ordnung, RGBl. Nr. 227/1859, der §§ 198 bis 201 
und 300 a des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, des § 98 ades 
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche­
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 292/1957, und des 
§ 80 a des Landwirtschaftlichen Zuschußrenten­
versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 293/1957, blei­
hen unberührt. 

2. das Gesetz über Arbeitsvermittlung, Berufs- I n k r a f t t r e t e nun d Voll z i e h u n g 
beratung u~d Lehrstellenvermittlung vom 
5. November 1935, DRGBl. I S. 1281, sowie § 53. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am XXXX 
alle auf Grund dieser Bestimmungen ergan- XXXX in Kraft. Ausführungsbestimmungen 
genen Verordnungen und Anordnungen, können bereits vor diesem Zeitpunkt erlassen 

3. das Gesetz zur Regelung des Arbeitseinsatzes werden, sie treten jedoch nicht vor Wirksam­
vom 15. Mai 1934, DRGBl. I S. 381, in der keitsbeginn dieses Bundesgesetzes in Kraft. 
Fassung des Gesetzes zur Befriedigung des Be- (2) Mit der Voll ziehung dieses Bundesgesetzes 
darfes der Landwirtschaft an Arbeitskräften ist, soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes 
vom 26. Februar 1935, DRGBl. I S. 310, sowie bestimmt ist, das Bundesministerium für soziale 
alle auf Grund dieser Bestimmungen erlassenen Verwaltung betraut. 
Verordnungen und Anordnungen, (3) Die Vertretung des Bundes als Träger von 

4. die' Verordnung des Reichswirtschaftsministers Privatrechten gemäß §§ 19 bis 39 obliegt dem 
über die Verteilung von Arbeitskräften vom, Bundesministerium für soziale Verwaltung. 

Erläuternde Bemerkungen 

Allgemeines 

Für die Arbeitsmarktverwaltung und die ihr 
obliegenden Aufgaben gelten gegenwärtig, abge­
sehen von den Vorschriften des Arbeitslosenver­
sicherungsgesetzes 1958, BGBl. Nr. 199, auf 
Grund des Rechts-überleitungsgesetzes noch die 
aus der deutschen Rechtsordnung rezipierten 
Vorschriften. Die wichtigsten dieser Vorschriften 
sind das Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (AVAVG.) vom 16. Juli 
1927, DRGBI. I S. 187, und das Gesetz über 
Arbeitsve;mittlung, Berufsberatung und Lehr-

stellenvermittlung . vom 5. November 1935, 
DRGBl. I S. 1281. Abgesehen von der Not­
wendigkeit, endlich die noch geltenden reichs­
rechtlichen Vorschriften durch österreichisches 
Recht zu ersetzen, besteht das dringende Bedürf­
nis, das ganze Aufgabengebiet der Arbeitsmarkt­
verwaltung den Erfordernissen der Sozial- und 
Wirtschaftspolitik entsprechend - unter :Se­
dachtnahme auf die internationale Entwicklung 
der Arbeitsmarktverwaltung, die aus den seit 
dem Ende des ersten Weltkrieges beschlossenen 
internationalen übereinkommen und Empfeh-
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lungen ersehen werden kahn -,- neu zu gestalten; 
um auf diesem für die Dienstnehmer und die 
Wirtschaft gleich wichtigen Verwaltungsgebiet 
modernes Recht zu schaffen, das auch dem von 
österreich ratifizierten über·einkommen Nr. 2 

, , 

der Internationalen Arbeitsorganisation über 
Arbeitslosigkeit aus dem Jahre 1919 Rechnung 
trägt. Dieses übereinkommen verpflichtet dazu, 
ein modernes, koordiniertes System von öffent­
lichen Vermittlungsstelleneinzurichten, die 
unter Auf'sicht einer Zentralstelle stehen und die 
wirklich unentgeltlich arbeiten können. Die im 
Art. 2 Z. 2 dieses übereinkommens verlangte 
Zusammenarbeit mit etwa bestehenden anderen 
Vermittlun~stellen nach einem das ganze Land 
umfassenden Plan beziehungsweise die Neuzu­
lassung der Arbeitsvermittlungstätigkeit durch 
andere als die staatlichen Vermittlungs stellen be­
dingt, daß dem Bundesministerium für soziale 
Verwaltung als oberster Arbeitsmarktverwal­
tungsbehörde im Hinblick auf die notwendige 
Koordinierung und zwecks Verhütung von Miß­
bräuchen, durch die; wie die Erfahrung gelehrt 
hat, sowohl Dienstgeber als auch Dienstnehmer 
betroffen wurden, die erforderliche Einflußnahme 
auf jede außerhalb der Dienststellen der Arbeits­
marktverwaltung durchzuführende Arbeitsver­
mittlung gewahrt sein muß. 

Im Jahre 1933 beschloß die Internationale 
Arbeitskonferenz das übereinkommen Nr. 34 
über Büros für entgeltliche Arheitsvermittlung. 
Darin werden auf Gewinn gerichtete Arbeits­
vermittlung,en verboten und nicht auf Gewinn 
gerichtete ,ausdrücklich an eine Ermächtigung 
der zuständigen Stellen gebunden. 

1948 wurden, das übereinkommen Nr. 88 
über die Organisation der Arbeitsmarktverw.al­
tung und eine den gleich.en Gegenstand betref-
fen,de Empfehlung Nr. 83 verabschiedet. ' 

1964 wurde die Arbeitsmarktv,erwaltung durch 
das übereinkommen Nr. 122 und die Empfeh­
lung Nr. 122 über Beschäftigungspolitik in den 
größeren Zusammenhang der Sozial- und Wirt­
schaftspolitik gest.ellt. 

Im gleichen Jahr empfahl die Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick­
lung (OECD) die Führung einer aktiven Arbeits­
marktpolitik [Empf,ehlung über die Arbeits­
marktpolitik als Mittel zur Fördemng des Wirt­
schaftswachstums vom 15. Juni 1964, C (64) 48]. 
Diese Empfehlung umschreibt als spezifische Maß­
nahme einer ,aktiven Arbeitsmarktpolitik unter 
anderem ,die Arbeitsvermittlung wie folgt: "Sie 
sollte eine Einrichtung sein, die da's wirksame 
Funktionieren des Arheitsma,rktes unter Er­
fassung aller Kategorien von Arbeitskräften 
för·dert. Es müssen ihr genügend Hilfsquellen 
zur Verfügung stehen, einschließlich qualifi­
zierten Personals und attraktiverhaulicher Ein­
richtungen, damit sie das Vertrauen aller 
Schichten der Dienstn·ehmer und Dienstgeber 

gewinnt .. Sie sollte in der Lage sein zu bieten: 
Gute zweckentsprechende Berufsbilde'r, Beil"ufs­
beratung' und überbezirkliche Arbeitsvermitt­
lung, Sie sollte auch imstande se~n, Maßnahmen 
zur Föroerung der örtlichen und beruflichen Be­
weglichkeit und der sozialen Anpassung durch­
zuführen. Diese Maßnahmen sollten alle Kate­
gorien von Arbeitskräften, gleichgültig ob be­
schäftigte, unterbeschäftigte oder arbeitslose, ein­
beziehen, um die optimale Verwendung von Ar-
beitskräften zu fördern." ' 

Weitere Untedagen für die Gestaltung der 
Arbeitsmarktpolitik liefert der I~ericht der 
OECD über die Arbeitskräfteprobleme und die 
Arbeitsmarktpolitik in österreich und die 
Schlußfolgerungen aus diesem Bericht, den d·er 
Ministerrat in seiner Sitzung vom 22. Novemher 
1966 zur Kenntnis genommen hat. 

Der vorliegende Gesetzentwurf nimmt auf die 
geschilderte Entwicklung und die erwähnten 
Unterlagen, die im Jahre 1965 erzielten Ver­
handlungsergebnisse der Sozialpartner, die 
Stellungnahm,en, die zu den ausg·esandten Ge­
setzentwürfen eingelangt sind, und auf das Er­
gebnis der neuerlich mit den Sozialpartnern und 
den in Betracht kommenden Bundesministerien 
geführt,en Verhandlungen Rücksicht, indem den 
vorgebr.achten Anregungen und Wünschen 
weitestg,ehend Rechnung getragen wurde. 

Um alle für die Arbeitsmarktverwaltung und 
für eine ,aktive Arbeitsmarktpolitik notlgen 
Vorschriften, die, wie bereits erwähnt, derzeit 
in verschiepenen Rechtsvorschriften enthalten 
sind, durch eine Rechtsvorschrift zu ersetzen, 
wurden auch die im .A!rbeitslosenversicherungs­
gesetz 1958 enthaltenen Vorschriften über die 
KurZtarbeiterunterstützung und die Produktive 
Arbeitslosenfürsorge ind·en Gesetz,entwurf ein­
gebaut. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Gesetz­
gebung und Vonziehung grundet sich zunächst 
auf den Kompetenztatbestand "Sozialv,ersiche­
rungswesen" (Art. 10 Abs. 1 Z. 11 B.-VG.), 
nämlich insoweit, als die Bestimmungen des 
Atrbeitslosenversichenmgsgesetzes 1958 über die 
Kurzarbeiterunterstützung und die Produktive 
Arbeitslosenfürsorge in den Entwurf übernom­
men und ,ausgestaltet wurden. Als weiterer 
Kompetenztatbestand kommt vor allem Art. 17 
Abs. 1 B.-VG. in Betracht. Art. 17 Abs. 1 
B.-VG. biMet' insoweit die Grundlage für 
den vorliegenden' Entwurf, .als er dem Gesetz­
geber die Möglichkeit eröffnet, dem IBundals 
Träger von Ptivattechten bestimmte Aufgaben 
Zu übertragen. Diese Aufgaben können nicht 
durch behördliche Akte, sondern durch Maß­
nahmen im 'Ra'hmen der Plrivatwinschaftsver­
w,altungverwirklicht werden. 

,Des weiteren kommen als Kompetenztat­
bestände in Betracht: Art. 10 Abs. 1 Z. 4 B.-VG. 
hinsichtlich der §§ 32 Abs. 3, 37 Abs. 8 und 47, 
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Art. 10 Abs. 1 Z. 8 im Hinblick auf § 18, 
Art. 10 Abs. 1 Z. 11, und zwar auch im. Hinblick 
auf § 25, und Art. 10 Abs. 1 Z. 16 hinsichtlich 
§ 41. ' 

Im ,einzelnen wird bemerkt: 

Zu Abschnitt I: 

Bei der Neuabgrenzung der Aufgaben der 
Arbeitsmarktverwaltung waren die Anforderun­
gen, die an sie auf Grund der internationalen 
Entwicklung ,herantreten und in verstärktem 
Au~maß noch her,antreten werden, zu berück­
sichtigen. Außer der Durchführung der Berufs­
beratung, der Arbeitsvermittlung und der Ar-

- beitslosenversich,erung w~IXi die Arbeitsmarkt­
verwaltung in Hinkunft, einen wesentlich 
größeren Beitrag als bisher zur Aufrecht,erhal­
tung der Vollbeschäftigung sowie zur Verhütung 
von Ar:beitslosigkeit zu lersten haben. Den Maß­
nahmen zur Förderung der örtlichen und beruf­
lichen Beweglichkeit der Arbeitskräfte sowie 
der sozialen Anpassung wiIXi hiebei eine beson­
dere Bedeutung zukommen, gleichgültig ob 
solche Maßnahmen von der A,rbeitsmarktverwal­
tung allenfalls selbst ergriffen werden oder ob 
es 'sich nur um die Förderung ~olcher Maß­
nahmen handelt, die von anderen Stellen durch­
geführt werden. Diesen Aufgaben kann die Ar­
beitsmarktverwaltung nur dann gerecht werden, 
wenn sie die Lag,e des Arbeitsmarktes und der 
Wirtschaft überblicken kann und die Bevölke­
'rung5gliederung kennt. Daher sieht der Gesetz­
entwurf vor, daß die Dienststellen der Arbeits­
marktverwaltung die hiefür notwendigen Ver­
,anlassungen, wie zum Beispiel Einholung von 
Auskünften, deren Erteilung fr,eiwillig erfolgt, 
zu treffen, Arbeiten vorzunehmen und ent­
sprechend auszuwerten haben. Sie werden dabei 
soweit als möglich für ihre Zwecke verwertba'res 
Material anderer Stellen heranziehen, um Mehr­
geleisigkeiten zu vermeiden. Die zentrale Zusam­
menfassung und Auswertung dieser Unterlagen 
für das ganz.e Bundesgebiet ist Aufgabe des Bun­
desministeriums für soziale Verw,altung. Die 
Interessenvertretungen der Dienstgeber und 
Dienstnehmer sind bei diesen Arbeiten im Wege 
des Beirates für Arbeitsmarktpolitik einge­
schaltet. Die für Fll"ag,en der Sozial- und Wirt­
schaftspolitik' maßgebenden Stellen sind von den 
Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung über 
die Lage !und die Entwicklung des Arbeits­
marktes in ihrem Bereich,e laufend zu infor­
mieren. Als maßgebende Stellen kommen die 
staatlichen Stellen des Bundes, der L~nder, ,der 
Gemeinden und die Interessenvertretungen dü 
Dienstnehmer und Dienstgeber in Betracht. 

Zu Abschnitt 11: 

Der Berufsberatung kommt unter den von der 
Arheitsmarktverwahung zu besorgenden Auf-

gaben besondere B,edeutung zu. Sie hat die Auf­
gabe, den in das Herufsleben eintretenden oder: 
vor einem Berufswechsel 'stehenden Personen bel 
der Berufswahl ratend und helfend zur Seite zu 
stehen. Die Entscheidung, die der Ratsuchende 
trifft ist nicht nur für ihn selbst von größter 
Bed'e~tung, sondern ,ebenso 'auch für die Wirt­
schaft, die d,u,an interessiert ist, ,daß aUe Berufe 
mit dem nötigen Nachwuchs versorgt werden. 
Bei de'r Berufsberatung wird daher g.etrachtet 
werden müssen, daß die Berufswünsche des 
einzelnen mit ~einer Eignung und mit den Be­
dürfnissen der Wirtschaft tunlichst in Einklang 
gebracht werden. Die Ausübung eines Zwanges 
allerdings ist unzulässig. Es muß dem Ratsuchen­
den die Entscheidung darüber, welchem Beruf er 
sich zuwenden will, überlassen bleiben. 

Die Berufsberatung im Sinne des § 3 des vor­
liegenden Gesetzes ist umfassend und beinhaltet 
nicht nur eine Begutachtungs- und Beratungs­
tätigkeit. Di,eentgeltliche psychologische Begut­
achtungs- und Ber,atungstätigkeit durch Betriebs­
psychologen und freiberuflich täti~ Fachpsycho­
logen wird von diesem Gesetz nicht berührt. Zu 
lit. d des Abs. 2 ist zu bemerken, daß sich das 
Gebot der unparteiischen Ausübung der Berufs­
ber,atung schon aus dem Irechtsstaatlichen Prinzip 
und aus dem Gleichheitsgrundsatz ,ergibt und 
hier lediglich besonders betont wind. Das gleiche 
gilt hinsichtlich der lit. e des § 10. 

Die in den §§ 5 und 6 ger.egelte Zusammen-
3lrbeit zwischen Schulbehörde und Arbeitsma·rkt­
verwaltung im Sinne eines arbeitsteiligen Ver­
fahrens hat sich in jahrzehntelanger Pmxis be­
währt. 

,In den von den Arbeitsämtern im Sinne des 
§ i erstellten Berufsberatungsgutachten werden 
Feststellungen hinsichtlich der Berufseignung de·s 
Ratsuchenden getroff,en. Das Gutachten kann 
auch Empfehlungen zur Erreichung des Aus­
bildungszielesenthalten. Für die Weit,erg,abe des 
Berufsberatungsgutachtens an andere Stellen: ist 
die Zustimmung des Ratsuchenden, bei minder­
jährigen Ratsuchenden des Erziehungsberechtig­
ten erforderlich. Als solche Stellen kommen ins~ 
besondere Lehrbetriebe und sonstige Ausbil­
dungseinrichtungen sowie die Kammern der 
gewerblichen Wirtschaft beziehungsweise die in 
ihrem Bereich bestehenden Fachgruppen in Be­
tracht, bei denen die Lehrverträge gemäß den 
g,ewerberechtlichen Vorschriften p.otokomert 
werden. 

Zu den Personen, über die nach § 7 Abs. 1 
ein ß.erufsberatungsgutachten an andere St,ellen 
weiterzugeben ist, zählen derzeit: 

a)' Heschädigte im Sinne des K,riegsopferver­
sor.gungsgesc:tz,es, BGBl. Nr. 152/1957, 

b) Beschädigte im Sinne des Heeresversor~ 
gungsgesetzes, BGBl.Nr. 27/1964, 
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c) Versehrte infolge eines Arbeitsunfalles 
oder einer -Berufskrankheit im Sinne des 
Allgemeinen Sozialversimerungsgesetzes, 
BGBl. Nr.189/1955, 

d) Bezieher einer Pension nach dem Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetz, nach dem 
Gewerblichen Selbständig,en-Pensionsver­
sicher'ungsgesetz, BGBl. Nr. 292/1957, be­
ziehungsweise Landwir1)Schaftlich,en Zu­
schußrentenvertsichemmgsgesetz, BGBl. 
Nr. 293/1957, 

e) ,Behinderte .im Sinne der Behinderten­
gesetze der Länder, soweit diese Gesetze 
Bestimmungen über die Einholung von 
Berufsbe'ratungsgutachtenenthalten. 

Die Berufsberatungsgutachten sind in den 
Fällen a und b dem Landesinvalidenamt, im 
Falle c dem Träger der Unfallversimerung, in 
den Fällen d dem Trä~er der betreffenden Pen­
sionsversicherung und im Falle e den in den Be­
hindertengesetzen g,enannten Stellen z'uzuleiten. 

Sofern das Berufsberatungsgutachten für die 
in den lit. abis e genannten Personenkreise auch 
an andere als in den betreffenden Gesetzen ge­
nannte Stellen weitergegeben werden soll, ist die 
Zustimmung des Ratsuchenden beziehungsweise 
des Erziehungsberechtigten erforderlich. 

Zu Abschnitt III: 

Die Arbeitsvermittlung ist die wichtigste der 
der Arbeitsmarktverw,altung oblieg,enden Auf­
gaben und st,eht naturgemäß in enger Beziehung 
zur Berufsberatung und Arbeitslosenversiche­
rung. Der Gesetzentwurf hält dem Grund,e nach 
an der bestehenden Rechtslage fest, derzufolge 
Arbeitsve'rmittlung und Lehrstellenvermittlung 
nur von d,en Dienststellen der Arbeitsmarktver­
waltung (§ 12) betrieben werden darf. In An­
lehnung an die bereits bestehende Praxis läßt 
der Gesetzentwurf (§ 17 Abs. 1) geringfügige 
Abweichungen von diesem Grundsatz zu, indem 
ka'l'itativen Einrichtungen maßgeblicher Bedeu­
tung sowie den gesetzlichen Interessenvertretun­
gen und koUektivvertr'agsfähigen Berufsvereini­
gungen hinsichtlich ihrer Mitglieder die Aus­
übung der unentgeltlichen Arbeitsvermittlung 
unter im Gesetz genau festgelegten Bedingungen 
in geringfügigem Ausmaß eingeräumt wird. Als 
karitative I Institutionen maßgeblicher Bedeutung 
kommen vor allem die Caritas, der ,öster­
reichische Fürsorge- und Wohlfahrtsverband 
Volkshilfe und der Evangelische Verein für die 
Innere Mission beziehungsw,ei'se diesen gleich­
wertige karitative Institutionen in Betracht. 
Darüber hinaus kann das Bundesministerium für 
soziale Verwaltung gemäß § 17 Abs. 3 auf An­
trag auch anderen Einrichtungen die Durch­
führung der unentgeltlichen Arbeitsvermittlung 

für bestimmte Berufsgruppen bei Vorliegen der 
vom Gesetz g,eforclerten Voraussetzungen nach 
Anhörung des Reir,ates für Arbeitsmarktpolitik 
übertragen. 

Eine entgeltliche Arbeitsvermittlung kann 
nur ausnahmsweise und nur für die im § 18 
des Gesetzentwurfes taxativaufgezählten Per­
sonengruppen bewilligt werden. Auch dies ent­
spricht der herrschenden Praxis. Während aber 
bisher einer Person die Bewilligung zur Aus­
übung nur fü'r eine der im § 18 Abs. 1 lit. ,a 
bis e angeführten Vermittlungsarten erteilt 
werden durfte, k.ann nunmehr eine solch,e Be­
willigung auch für mehrere oder all~ dieser Ver­
mittlungsarten erteilt werden. Aus der Um­
schreibung des Begriffes "Arbeitsvermittlung", 
wie sie im ersten Satz des § 9 Abs. 1 ,enthalten 
ist, nämlich "A'rbeitsvermittlung im Simle dieses 
Bundesgesetzes ist jed,e Tätigkeit, die darauf ge­
richtet ist, Arbeitsuchende mit Dienstg,ebern zur 
Begründung v,onDienstverhältnissen oder mit 
Auftraggebern (Zwischenmeistern, ,Mittelsper­
sonen) zur Begründung von Heimarbeitsverhält­
russen im Sinne des Heimarbeitsges,etzes 1960, 
BGBl. Nr. 105/1961, zusammenzuführen, ... ", 
ergibt sich eindeutig, daß es für die Entscheidung 
der Fr,age, ob eine Arbeitsvermittlungstätigkeit 
vorliegt, nicht da'raufankommt, ob die Verrrü,tt­
lungstätigkeitauch tatsächlilil zum Abschluß 
eines Dienstverhältnisses geführt hat. Dies ergibt 
sich des weiteren auch aus den Vorschriften des 
§ 10, denenzufolge unter anderem die Arbeits­
vermittlung lediglich ,dahin zu wirken hat, daß 
A~beitsuchenden off,ene Stellen nachgewiesen 
~,e.rden und die Dienstg,eber die erforderlichen 
Arbeitskräfte erhalten können" denenzufolge , 
jedoch niemand gezwungen werden kann, eine 
ihm langebotene A'rbeit am:unehmen ode'r ,eine 
angebotene Arbeitskraft einz\llstellen. 

Während die unentgeltliche Arbeitsvermitt­
lung im Sinne des § 9 Abs. 1 bis 4, sofern § 17 
Abs. 1 keine Abweichung zuläßt, ,grundsätzlich 
den nach den Bestimmungen des Entwurfes zu­
ständigen Dienststellen (§ 12) und den vom 
Bwndesministerium für soziale Verw,altung da­
mit, gegebenenfalls betrauten Einrichtungen (be­
liehene Unternehmen) obliegt (§ 17 Abs. 3) und 
di,esen Stellen beziehungsweise Einrichtungen 
vorbehalten ist, kann die entgeltliche Arbeits­
vermittiung nur von Pr,ivatpersonen ausgeübt 
werden. Die im Entwurf vorgesehene Regelung 
über die entgeltlich,e A'rbei1)Svermittlung ist da­
durch gekennzeichnet, daß einerseits die zustän­
digen DienststeHen beziehungsweise die gemäß 
§ 17· in Betracht kommenden Stellen in keinem 
FalLe eine entgeltliche Arbeitsvermittlung ,aus­
üben dürfen, ,andererseits dadurch, daß dieent­
geltlich,e Arbeitsvermittlung durch Privatper­
sonen von vornhel1e~n nur in einem beschränkten 
Umfang vorges,ehen ist. Ein Widerspruch zu 
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Art. 6 des Staatsgrundgesetzes, RGBl. Nr. 142/ 
1867, erscheint damit ausgeschlossen (vgl. dazu 
das Erk. d. VerfGH. Slg. 3118). 

Der Abgrenzung des Begriftes "Arbeitsver-. 
mittLung" wur·de besondel'e Sorgfalt gewidmet, 
wobei auf d.ie eingang·s ,erwähnten internatio­
nalen UnterLagen und die in langjähriger Arbeit 
gewonnenen Erfahrung,en der Dienststellen der 
Arbeitsmarktverwaltung Bedacht genommen 
wurde. Dadurch soll ,eventuellen Unklarheiten 
und der Möglichkeit einer Umgehung der Vor­
schriften, wie dies vorgekommen ist, vorgebeugt 
werden. Als ,Beispiel hidür sei die in jüngster 
Zeit aufgetretene Erscheinung der ,erwerbsmäßig 
ausgeübten "Zurverfügungstellung von Arbeits­
kräften" erwähnt. Diese Tätigkeit geht so vor 
sich, daß dem Vermitder .gegenüber dem Dienst­
nehmer auf Grund von Verträgen dieristgeber­
ähnliche BefugnrS'Se eingeräumt werden, ohne 
daß der Vermittler auch die der Dienstgeber­
steIlung entsprechenden Pflichten, vor allem das 
wirtschaftliche Wagnis, auf längere Zeit und un­
ab'hängig davon übernimmt, ob eine Beschäfti­
gung gewährleistet werden hnn oder nicht, wie 
dies zum Beispiel bei dem sogenannten 
Chauffe'urhilfsdienst ,der Fall ist. Solche Mittels­
personen vermieten quasi die ihnen verpflich­
teten Personen als Arbeitskräfte an Dritte. Dieser 
Auswuchs,erscheinung muß gesteuert werden, 
und zwar dadurch, daß eine solche Tätigkeit 
ebenfalls als V:ermittlungstätigkeit im Sinne des 
Gesetzes erklärt wird (§ 9 Abs. 4) und damit 
dessen Vorschriften unterliegt. § 9 Abs. 5 des 
Ges.etzentwurfes untersagt daher konsequenter­
weise jede ,auf Arbeitsvermittlung gerichtete 
Tätigkeit, die durch die Bestimmungen des vor­
liegenden Gersetzentwurfes oder andere gesetz­
liche V O'rschriften nicht gedeckt ist. 

Die im § 10 des Gesetz·entwurfes für die Ar­
beitsvermittlung f.estgelegten Richtlinien, wie 
Freiwilligkeit der Inanspruchnahme der Arbeits­
vermittLung, kein Zwang, -eine angebotene Arbeit 
anzunehmen, kein Zwang, eine angebotene Ar­
beitskr,aft einzustellen, Unentgeltlichkeit der 
Arbeitsvermittlung und Verpflichtung, diese ,un­
parteiisch durchzuführen usw., wurden im Ver­
laufe ihrer Anwendung durch viele Jahre hin­
durch erprobt und haben sich bewährt. 

Ein weiterer wes,entlicher Gnundsatz ist die 
Neutralität der Arbeitsmarktverwaltung bei 
Arbeitsstreitigkeiten (§ 11). InternationaLe 
Instrumente, wie die Empfehlung Nr. 83 der 
Internationalen Arbeitskonferenz, sehen diesen 
Grundsatz vor. In von Streik beziehungsweise 
Aussperrung betroffene Betriebe darf daher nach 
dem Gesetzentwurf nicht vermittelt werden. Die 
bloße Mitteilung allein, d.aß ein Betrieb von 
Str,eik oder Aussperrung betroffen ist, . genügt 
aber nicht, um die Vermittlungstätigkeit einzu­
stellen, sondern die Dienststellen der Arbeits­
marktverwaltung haben sich davon zu über-

zeugen, ob tatsächlich ein Streik oder eine Aus­
sperrung vorliegt. Jede Vermittlung, auch wenn 
der Arbeitsuch'ende über Streik und Aussperrung 
informiert ist und trotzdem vermittelt werden 
möchte, würde einer Parteinahme für' den Be" 
tri,eb gleichkommen. Aus den gleichen Erwägun­
gen erklärt der Gesetzentwurf auch die Ver­
mittlung von str,eikenderi oder ,ausgesperrten 
Dienstnehmern ,als unzulässig. 

Die' Einschaltung der Worte "die Bestimmun­
gen des Arbeitslosenv,ersicherungsgesetz,es 1958, 
BGBI. Nr. 199, werden hiedurch nicht berührt," 
in der lit.b des § 10 trägt der Vorschrift des 
§ 9 Abs. 1 AlVG. 1958 Rechnung, die die Ar­
beitswilligkeit umschreibt. Dieser Bestimmung 
zufolge - die eine gewisse Einschränkung des 
Grundsatzes beinhaltet, daß niemand gezwung,en 
werden kann, eine angebotene Arbeit anzu­
nehmen - ist .arbeitswillig, wer bereit ist, eine 
durch das Arbeitsamt vermittelte zumutbare Be­
schäftigung anzunehmen oder sich Maßnahmen 
der Nach- und Umschulung zum Zwecke beruf­
licher Ausbildung zu unterziehen. Maßnahmen 
der Nach- oder Umschulung für Arbeitnehmer 
werden dann in Frage kommen, wenn sich der 
V:ermittlung des Arbeitslos,en wegen mangelnder 
Berufskenntnisse Schwierigkeiten in den Weg 
stellen, sei es, daß die für die Verwendung in 
dem erlernten Beruf notwendigen Kenntnisse 
nicht ausreichen oder daß eine Verwendung in 
diesem Beruf wegen mangelnder Arbeitsgelegen­
heit nicht möglich ist. 

Für die Durchführung der Arbeitsv,ermittlung 
ist gemäß § 12 ·erster Satz grundsätzlich das Ar­
beitsamt zuständig, in dessen Bezirk der Arheit­
suchende seinen Wohnsitz hat. Wie die Entwick­
lung der Arbeitsvermittlung zeigt, ist es erfor­
derlich; ,die Arbeitsvermittlung grundsätzlich 
öff,entlichen Snellen vorzubehalten. Nur auf diese 
Weise ist es möglich, .ein umfa's'Sendes, koordi­
niertes System von öffentlichen Vermittlungs­
stellen einzurichten, die unter Aufsicht einer 
ZentraIstelle stehen und die wirklich unentgelt­
lich arbeiten können, wie ,es das von der Inter­
nationalen Arbeitskonferenz beschlossene über­
einkommen Nr. 2 über Arheits10sigkeit, das von 
österreich ratifiziert wurde, aber auch die un­
bedingt notwendige übersicht über die Lage des 
Arbeitsmarktes und die Notwendigkeit erfordert, 
'sowohl Dienstnehmer als ,auch Di,enstgeber gegen 
Schädigungen zu sichel1n, die durch nicht 
korrekte Vorgänge bei nicht öffentlicher Arbeits­
vermittlung wiederholt festgestellt wu,rden. 

Die Tätigkeit, die das Arheitsamt in Durch­
führung der Arbeitsvermittlung zu -entfalten hat, 
wird naturgemäß eine vielfältige und verschie­
denartige sein, da das Ziel der Arbeitsvermitt­
lung je nach Lage des Falles jeweils durch sehr 
verschiedene Maßnahmen zu 'erreich,en sein wird. 
Sie wird gegebenenfalls alle Maßnahmen zu er­
fassen haben, die. als Tätigkeiten in Sinne der Be-
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griffsbestimmung des § 9 verstanden werden 
können. Jedenfalls werden dabei die in diesem 
Bundesgesetz für die Arbeitsvermittlung gemäß 
§ 10 normierten Bestimmungen strikte zu be­
obachten sein. 

Während der erste Satz des § 12 festlegt, wer 
grundsätzlich für ,die Durchführung der Arbeits­
vermittlung zuständig ist, schafft der zweite Satz 
die Möglichkeit, daß abweichend von diesem 
Grundsatz aus den im zweiten Satz festgelegten 
Gründen von den Dienststellen der Arbeits­
marktverwatlung besonders' qualifiziertes Ver­
rriittlungspersonal einer andel'en als der zustän­
digen Dienststelle der Arbeitsmarktverwaltung 
(Sonderdienste der Arbeitsvermittlung) her,an­
g,ezogen werden kann, weil das zuständige Ar­
beitsamt über kein so qualifiziertes Vermittlungs­
personal verfügt beziehungsweise weil die geringe 
Zahl der zu Vermittelnden dieses Personenkreises 
die Einstellung eines so hochqualifizierten Ver­
mittlungspersonals nicht rechtfertigt. 

Zur Durchführung ,der Arbeitsvermittlung 
sind gemäß § 13 Abs. 1 lit. c in dem hiefür 
erforderlichen Ausmaß Unterlagen über Betriebe 
zu erstellen und zu führen. Es handelt sich 
hiebei um Unterlagen über für die Arbeitsver­
mittlung wich'tige Belange, wie die Zahl, den 
Standort der Betriebe und ihre fachliche Zuge­
hörigkeit, den Beschäftigtenstand und seine 
Gliederung. Die hiefür notwendigen Auskünfte 
haben sich die Arbeitsämter erforderlichenfalls 
durch Befragung zu beschaffen. Die Auskunfts­
erteilung ist freiwillig. 

Da der Erfolg der A'rbeitsvermittlung wesent­
lich davon abhängt, daß die Arbeitsämter über 
das entsprechend geschlllte Personal verfügen, 
sieht der § 15 des Gesetzentwurfes vor, daß 
Personen zur Durchführung der Arbeitsvermitt­
lung heranzuziehen sind, die ,auf Grund ihrer 
beruflichen Tätigkeit oder Vorbildung die er­
forderliche fachliche und überdies die notwen­
dige persönliche Eig,nung besitzen. Dem Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung wird die 
Verpflichtung auferlegt (§ 15 Abs. 2), für die 
fachliche Ausbildung und Fortbildung der in der 
Arbeitsvermittlung tätigen Personen durch ge­
eignete Schulungsmaßnahmen zu sorgen. 

Für Personen, d'er,en Vermittlung wegen ihrer 
persönlichen Verhältnisse erschwert ist, kann das 
Bundesministerium für soziale Verwaltung ge­
mäß § 16 des Gesetz·entwurfes nach Anhörung 
des Beirates für' Arbeitsmarktpolitik anordnen, 
daß sie bei. der Arbeitsvermittlung besonders zu 
berücksichtigen sind. Ein Hinweis darauf, 
welcher Art die Erschwerung s,ein muß, die eine 
bevoJzugte Vermittlung rechtfertigt, ergibt sich 
aus derbeispielswei'sen Anfünrungder physischen 
oder psychischen Behinderung beziehungsweise 
der f.rühzeitigen Beendigung des Lehrverhält-

nisses ohne Verschulden. Diese Bestimmung ·be­
deutet nur, daß sich die DienststeHen der Ar­
beitsmarktverwalnung um eine Vermittlung 
solcher Personen besonders bemühen müssen. 
K,einesfalls kann irgendein Dienstgeber verhalten 
werden, solche K'räfte einzustellen, oder dürfen 
deswegen andere A,rbeitsuchende benachteiligt 
werden. Für die Vermittlung bleibt trotz dies,er 
Vorschrift selbstversdndlich das Gebot 'aufrecht, 
die geeignetsten Arbeitsuchenden zuerst zu ver­
mitteln. Ansonsten würde. die Aufgabe nicht er­
füllt werden, den Interessen der Dienstgeber, der 
Di,enstnehmer und der Gesamtwirtschaft best­
möglich zu entsprechen. 

Zu Abschnitt IV: 

Die Arbeitsmarktverw,altung hat nunmehr, 
wie hereits eingangs erwähnt, eine über ihre 
ursprünglichen Aufgaben der Berufsberatung und 
Arbeitsvermittlung hinausgehende' neue und 
äußerst wichtige Funktion zu erfüllen. Sie muß 
eine Einrichtung sein, die das wirksame Funk­
tionieren des A,rbeitsmarktes unter Erfassung 
aller Kategorien von Arbeitskräften zu fördern 
in der Lage ist, gleichgültig ob es sich dabei um 
arbeitslose, beschäftigte oder unterbeschäfügte 
Arheitskräf~e handelt, um so der·en zweck­
mäßigste Verwendung zu ermöglichen. Si,e muß 
daher in die La:ge versetzt werden, Maßnahmen 
zur Förderung der örtlichen und beruflichen Be­
weglichkeit der Arbeitskräfte entW1eder seIhst 
durchzuführen oder diese Förderung durch die 
Gewährung von Boeihilf,en zu ermöglichen. Eben­
so muß ,sie in die Lage versetzt werden, durch 
die Gewährung von Beihilfen, wo dieserforder­
lich erscheint, helfend eingreifen. zu können, um 
Arbeitskräften, deren Arbeitsplätze von einer 
Betriebseinstellung, -umstellung oder -einschrän­
kung betroffen 'sind, oder Personen, die auf 
Grund einer Minderung der körperlichen oder 
geistigen Leistungsfä!higkeit eine volkSWIrtschaft­
lich nützliche Eorwerbstätigkeit ohne eine Bei­
hilfe nicht ,aufnehmen oder beibehalten können, 
ihre berufliche Ausbildung, eine Ein-, Um- oder 
Nachschulung zu erleichtern oder eine Arbeits­
erprobung, eine Berufsvorbereitung, ein Arbeits­
training sowie eine Weiterentwicklung im Be­
ruf zu ermöglichen .. Nur auf diese Weise kann 
Schwierigkeiten, die nicht nur in Österreich, 
sondern auch in anderen Ländern vO,r alLem im 
Zusammenhang mit den Bestrebung,en zur Schaf­
fung eines g,rößeren' Wirtschaftsraumes und der 
damit im Zus,ammenhang stehenden Einschrän­
kung und Stillegung unrentabler Betriebe ,auf­
getreten sind und. noch auftr:eten werd.en, be­
gegnet werden. Arbeitskräfte und Arbeitsplätze 
müssen daher im Interesse der Erreichung eines 
optimalen Wi!rtschaftswachstums mit dem Ziele, 
die Vollbeschäftigung· aufrechtzuerhalten und 
Arbeitslosigkeit zu verhüten,· einander angepaßt 
werden. 
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Unter Arbeitserprobung s~nd systematische 
Arbeitsversuche zur überprüfung der Arbeits­
fähigkeit, der Arbeitshaltung und der Arbeits­
belastbarkeit von P,ersonen im Hinblick auf 
deren Berufs-e~gnung zu verstehen. 

Unter Maßnahmen ,der Berufsvotbereitung im 
Sinne dieses Gesetzes sind solche zu verstehen, 
die jungen Menschen nach Erfüllung der allge­
meinen Schulpflicht Geleg,enheit zur Erprobung 
und Vorbereitung ,für das ß.erufsleben geben. 

Unter Arbeitstr:aining sind systematische Ar­
beitsühungen zur Verbesserung der Arbeitshal­
tung und zur Steigerung der Arbeitsbelastbarkeit 
von Personen im Hinblick auf deren Berufs­
eingliederung zu verstehen. Ein Arbeitstraining 
wird in der Regel nur für Personen in Betracht 
kom~en, die infolge einer Behinderung, einer 
längeren Krankheit, infolge Arbeitslosigkeit oder 
aus sonstigen Gründen arbeitsentwöhnt sind. 

Die arbeitsmarktpolitischen Förderungsmaß­
nahmen, wie sie der Gesetzentwurf vorsieht, 
werden bereits derzeit von der Arbeitsmarktver­
waltung durchgeführt. Sie umfassen in Anleh­
nung an internationale Empfehlungen und die 
Pmxis ande'rer Länder 
A. Beihilfen ZIllr Förderung der Erlangung von 

Arbeits- oder Ausbildungsplätzen oder zur 
Sicherung eine,r Beschäftigung (§§ 19 bis 25), 

B. Beihilfen zum AusgLeich kurzfristiger Be­
'schäftigungsschwankungen (§§ 27 bis 34),' 

C. Beihilfen zur Sicherung von Arbeitsplätzen 
in Gebieten oder in Produktionszweigen, in 
,denen nicht nur kurzfristige Unterbeschäfti­
'gung besteht oder die in nächster Zeit von 
struktureller Arbeitslosigkeit bedroht werden 
(§§ 35 bis 39). 

Bei der Umschreibung der Voraussetzungen, 
bei deren Vorliegen Beihilfen gewähn werden 
können, welche Form der Beihilfe in Betracht 
kommt und in welch,er Höhe eine Beihilfe ge­
währt werden kann, wurde besonders auf die 
Vorschrift des Art. 18 Abs. 1 des Bundes-Ver­
fassungsgesetzes Bedacht genommen, um diese 
Bestimmungen nicht der Gefahr der Verfassungs­
widrigkeit ,auszusetzen. 

Die Beihilfen werden von den zuständig,en 
Dienststellen nicht in Ausübung der Hoheitsver­
waltung gewährt. Dies ,ergibt sich daraus, daß 
die zuständigen Organe in diesen Belangen nicht 
mit Zwangsbefugnissen ,ausgestauet sind (vogI. 
dazu das Erk. d. VerfGH. Slg. 3262/1957). 

Beihilfen gemäß A dienen der Förderung der 
beruflichen und örtlichen Beweglidlk.eit der .. Ar­
beitskräfte und können d'en im § 19 Abs. 2 ge­
nannten Personen gewährt werden 
1. zur Erleichterung ihrer beruflidlen Ausbildung 

sowie einer' Ein-, Um- oder Nachschulung 
oder zur Ermöglichung emer Arbeits-

,erprobung, einer Berufsvorbereitung, eines 
Arbeitstrainings oder einer WeiterentwickIung 
im Beruf, 

2. um Vorstellungen und Bewerbungen, Reisen 
und übersiedlungen, die mit dem Arbeits­
. antritt im Zusammenhang stehen, sowie die 
Führung eines getrennten Haushaltes zu er­
leichtern, 

3. um bei der Beschaffung von Arbeitskleidung 
und Arbeitsausrüstung sowie um Behinderten 
bei der Beschaffung von Arbeitsplatzausrüstung 
zu helfen und 

4. um den Zeitraum, der zwischen dem Antritt 
einer neuen Bes'chäftigung und der ersten 
Lohnauszahlung liegt, überbrücken zu helfen. 

Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. abis e können 
dem vorlieg,enden Gesetzentwurf zufoIge als 
Zusclriisse, gemäß lit. f als unverzinsliche Dar­
lehen oder als Zuschüsse und gemäß lit. g als 
unverzinsliches Darlehen gewährt werden. . 

Da eine Beihilfengewährung für die in lit. b 
angeführten Maßnahmen nur dann sinnvoll sein 
wird, wenn der Beihilfenwerber auch eine ent­
sprechende Eignung besitzt, wird vor Gewährung 
einer solchen Beihilfe ein Berufsberatungs­
gutachten einzuholen sein, sofern dies zur 
Klärung der Eignung des Beihilfenwerbers vom 
Ar:beitsamt für notwendig erachtet wird. 

B·eihilfen gemäß § 19 Abs. 2 lit. e können nicht 
nur zur Erlangung oder Sicherung von Arbeits­
plätzen für Personen gewährt werden, wenn 
deren Arbeitsplätze von einer Betriebseinstellung, 
-einschränkung oder -umstellung bereits betrof­
fen sind, sondern auch ~chon dann, wenn sie in 
nächster Zeit nachweislich davon betroffen wer­
den. Dies,er geforderte Nachweis wird zum Bei­
spiel durch eine Mitteilung an die zuständige 
Di.enststelle der Arbeitsmarktverwaltung von 
seiten Gekündigter oder seitens des Dienstgebers, 
daß er in nächster Zeit seinen Betrieb einzu­
stellen, einzuschränken beziehungsweise umzu­
stellen gezwungen sein wird, als erbracht anzu­
sehen sein. 

Unter dem Begriff "persönli,che Verhältnisse" 
sind im Sinne des vorliegenden Gesetzentwurfes 
auch die wirtschaftlichen und sozialen Verhä.lt­
nisse des Beihilfenwerbers zu verstehen. 

Die im § 20 Abs. 1 normierten Vorschrihen 
entsprechendem Wesen nach den geltenden Vor­
schriften, die vom Bundesministerium für soziale 
Verwaltung im Einvernehmen mit dem Bundes­
ministerium für Finanzen erlassen wurden. 

Begehren um Gewährung einer Beihilfe 
(§ 24) sind grundsätzlich bei den zuständig'en 
Arbeitsämtern einzubringen. über die Ansuchen 
befindet nach Anhörung des Verwaltungs­
ausschusses, sofern die Gesamtsumme im Einzel­
fall den Betrag von 200.000 S nicht übersteigt, 
das Landesarbeitsamt, in allen anderen Fällen das 
Bundesministerium für soziale Verwaltung im 
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Einvernehmen mit den Bundesministeri,en für 
Finanzen, für Handel, Gewerbe und Industrie 
und für Land- und Forstwirtschaft. 

Der § 25 des Gesetzentwurfes trägt dafür 
Sorge, daß Personen, die in einem Dienstverhält­
nis stehen und sich Schulungsmaßnahmen gemäß 
§ 19 Abs. 1 lit. b unterziehen und hiefür eine 
Beihilfe zur Deckung ih1"es Lebensunterhaltes er­
haI ten, den erforderlichen sozialversicherungs­
rechtlichen Schutz genießen. Sie sind in der 
Arbeitslosen-, Kranken-, Unfall- und Pensions­
versicherung pflichtversichert, sofern diese Ver­
sicherungen nicht schon auf Grund anderer Vor­
aussetzungen bestehen. Personen, die, ohne in 
einem Dienstverhältnis zu stehen, eine Beihilfe zur 
Deckung ihres Lebensunterhaltes erhalten, sind 
auf Grund der Vorschriften des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes (§ 8 Abs. 1 Z. 3 lit. c 
und §§ 9 und 509) unfall- und krankenversichert, 
sofern diese Versicherungen nicht schon auf 
Grund anderer Voraussetzungen bestehen. 

Beihilfen gemäß B (Beihilfen zum Ausgleich 
kurzfristiger Beschäftigungsschwankungen 
§§ 27 bis 34) können zur Sicherung von Arbeits­
plätzen oder zur Schaffung zusätzlicher Arbeits­
gelegenheiten gewährt werden, um kurzfristige 
Beschäftigungsschwankungen auszugleichen. Bei 
den Beihilf'en, die gemäß § 27 Abs. 1 lit. abis c 
gewährt werden können, handelt es sich um 
Maßnahmen im Rahmen der Produktiven Ar­
beits:]osenfürsorge, wie sie derzeit schon im 
wesentlichen in den §§ 42 und 43 des AIVG. 1958 
vorgesehen sind, bei den Beihilfen gemäß lit. d 
um Beihilfen, die bei empfindlichen Störungen 
der Wirtschaft als Kurzarbeiterunterstützung 
gemäß den §§ 37 bis 41 des A1VG. 1958 gewährt 
werden. Da sLch diese Vorschriften in der Praxis 
bestens bewährt haben, konnten sie, insbesondere 
soweit es sich um die Kurzarbeiteru~terstützung 
handelt, fast unverändert in den vorliegenden 
Gesetzentwurf eingebaut werden. 

Dem Bericht der OECD über die Arbeits­
kräfteprobleme und die Arbeitsmarktpolitik in 
österreich, der eine wirksamere Gestaltung der 
derzeitigen Regelung der Einrichtung der Pro­
duktiven Arbeitslosenfürsorge empfiehlt, wurde 
Rechnung getragen. Der Entwurf sieht nämlich 
eine :Erweiterung des Personenkreises vor, der für 
Maßnahmen der Produktiven Arbeitslosen­
fürsorge in Betracht kommt, indem ausdrücklich 
festgelegt wird, daß Beihilfen im Rahmen der 
Produktiven Arbeitslosenfürsorge nicht nur für 
Arbeitslose, sondern auch für Arbeitskräfte ge­
währt werden können, die in nächster Zeit nach­
weislich infolge einer Betriebseinstellung, -ein­
schränkung oder -umstellung von Arbeitslosig­
keit betroffen werden. Die Arbeitsmarktverwal­
tung hat dadur,ch die Möglichkeit, Maßnahmen 
zu ergreifen, um dem Entstehen einer drohenden 
Arbeitslosigkeit vorzubeug,en. Neu ist auch die 
Bestimmung, derzufolge ganze' Arten von 

Arbeitern, zum Beispiel der Wohnungsbau, ge­
fördert werden können, wenn dadurch einer 
drohenden Arbeitslosigkeit begegnet werden 
kann. 

Die im § 28 vorgesehene Regelung entspricht 
der herrschenden Praxis. 

Die §§ 29 bis 33 sind mit den §§ 37 bis 41 des 
AIVG. betreffend die Kurzarbeiterunterstützung 
ident. 

Der § 34 Abs. 1 legt fest, wo die Begehren um 
Beihilfen für Maßnahmen der Produktiven 
Arbeitslosenfürsorge beziehungsweise für Kurz­
arbeiterunterstützung einzubringen sind; der 
Abi;. 2 regelt, wer über die Begehren zu ent­
scheiden hat. 

Beihilfen gemäß C (Beihilfen zur Sicherung 
von Arbeiuplätzen in Gebieten oder in Produk­
tionszweigen, in denen nicht nur kurzfristig 
Unterbeschäftigung besteht oder die in nächster 
Zeit von struktureller Arbeitslosigkeit bedraht 
werden - §§ 35 bis 3'9) dienen der Bekämpfung 
der strukturellen Arbeitslosigkeit. Mit ihrer 
Hil.fe sollen in Gebieten oder in Produktions­
zweigen, in denen nicht nur kurzfristig Unter­
beschäftigung besteht oder wo dies eine erforder­
liche Umstrukturierung bedingt, bestehende Ar­
beitsplätze erhalten oder gefährdete Arbeitsplätze 
dut"ch UmsteHungsmaßnahmen gesichert werden. 
Damit wird es der Arbeitsmarktverwaltung 
einerseits ermöglicht, die Sicherung von Arbeits­
plätzen den Erfordernissen der Wirtschaft und 
der Arbeitsmarktlage entsprechend regional zu 
beeinflussen und anderseits einer erforderlichen 
Umstrukturierung Rechnung zu tragen, die in 
,einer wachsenden Wirtschaft verstärkt in Er­
scheinung tritt und durch die angestrebte wirt­
schaftliche Integration Europas unerläßlich wird. 

Die dadurch bedingten betrieblichen Um­
stellungen werden für die Betriebe und die 
Arbeitskräfte vielfach Belastungen mit sich brin­
gen, die von ihnen allein nicht getragen werd'en 
können. Der Gesetzentwurf schafft ,daher die 
Grundlage dafür, ,daß eine Umstellung solcher 
Betriebe, wenn es aus arbeitsmarktpölitischen 
Gründen geboten erscheint, gefördert werden 
kann. In diesem 'Zusammenhang darf darauf 
verwiesen werden, daß der Sozialfonds des Ge­
meinsamen Marktes ebenso wieder vorliegende 
Gesetzentwurf. neben Beihilfen zur Förderung 
der beruflichen und örtlichen Mobilität der 
Arbeitskräfte solche Umsnellungsbeihilfen vor­
sieht. Nicht nur die Bedeutung der Umschulungs­
maßnahmen, sondern auch die Umstetlungsvor­
gänge, die naCh dem oben erwähnten OECD­
Bericht in Osterreich zunehmen, erfordern ent­
sprechende Vorkehrungen, um ihre reibungslose 
Durchführung sicherzusteHen. 

Als weitere Maßnahmen zur Bekämpfung 
struktureller Arbeitslosigkeit sieht der Gesetz­
entwurf .Beihilfen zur Erleichterung der Ober­
siedlung und Niederlassung von Schlüsselkräften 
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innerhalb eines Unternehmens sowie zur Er­
leichterung eines getrennten Haushaltes, wenn 
diese Arbeitskräfte für ·die gemäß § 35 Abs. 1 
lit. a und b angestrebten Zwecke unbedingt er­
forderlich sind (§ 35 Abs. 1 lit. c), vor. 

Zu Abschnitt V: 

Die Angelegenheiten der Arbeitsmarktv.erwal­
tung werden in oberster Instanz vom Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung besorgt, dem 
die Landesarbeitsämter und diesen die Arbeits­
ämter unterstellt sind. 

Als wichtiger Beitrag für ein erfolgreiches 
Funktionieren der Dienststellen der Arbeits­
marktverwaltung wird a]:Jgemein anerkannt und 
in den erwähnten internationalen Instrumenten 
empfohlen, den Organisationen der Dienstgeber 
und Dienstnehmer bei der Durchführung der 
Aufgaben der Arbeitsmarktverwaltung eine Mit­
wirkung einzuräumen. Darüber hinaus erscheint 
auch eine Mitwirkung von Vertretern der Ge­
bietskörperschaften im Interess·e der erforder­
lichen Koordination der Aufgaben einer aktiven 
Arbeitsmarktpolitik erforderlich. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht daher 
diese Mitwirkung vor, und zwar in der Form 
eines beim Bundesministerium für soziale Ver­
waltung errichteten Beirates für Arbeitsmarkt­
politik und der bei den Landesarbeitsämtern 
errich teten V erwaltungsa usschüsse. 

Zu Abschnitt VI: 

Die Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung 
haben bei Durchführung ihrer Aufgaben auf die 
Zusammenarbeit mit allen in Betracht kommen­
den Stellen Bedacht zu nehmen. Die Anführung 
der Krankenanstalten ist ·deshalb erforderlich, 
weil RehabiEtationsmaßnahmen ein entsprechen­
des Zusammenwirken der Dienststellen der 
Arbeitsmarktverwaltung mit den Krankenanstal­
ten 'erfordern. 

Die V,erpflichtung der Träger der Kranken­
versicherung, An- und Abmeldungen von Dienst­
nehmern dem Arbeitsamt zu übermitteln, ist für 
die ordnungsgemäße Erstellung von Unterlagen 
für die Tätigkeit der Behörden der Arbeitsver-

mittlung (siehe zum Beispiel § 1) erforderlich 
und entspricht einer analogen Bestimmung 1m 
Allgemeinen SoziaJ;y'ersicherungsgesetz. 

Zu Abschnitt VIII: 

Die Bestimmungen des § 51 Abs. 1 bis 4 ent­
sprechen den Bestimmungen des § 60 Abs. 1, 2 
und 4 des AIVG. 1958. Im übrigen sieht der 
Gesetzentwurf vor, daß der Aufwand, der sidl 
aus der Durchführung dieses Bundesgesetzes 
ergibt, grundsätzlich aus Mitteln der Arbeits­
losenversicherung zu bestreiren ist. Sollten jedoch 
die laufenden Einnahmen aus der Arbeitslosen­
versicherung nicht ausreichen, so sind Mittel des 
Reseryefonds heranzuziehen. Die Mittel des 
Reservefonds dürfen in einem solchen Falle 
jedoch nur so weit herangezogen werden, als 
diese den aus Mitteln der Arbeitslosenversiche­
rung zu bestreitenden durchsdlllittlichen Jahres~ 
aufwand der letzten fünf Jahre übersteigen. 

Der Verwal tungsa ufwand der Landesarbeits­
ämter und Arbeitsämter, der sich ergibt, wenn 
der vorliegende Gesetzentwurf als Bundesgesetz . 
beschlossen wird, wird den bisherigen Ver­
waltungsaufwand, wie er im Bundesfinanzgesetz 
1968 vorgesehen ist (206'3 Millionen Schilling), 
nur unwesentlich überschreiten. Es kann ange­
nommen werden, daß die überschreitung 
höchstens 0'3 Millionen Schilling betragen wird. 
Mit diesem Betrag werden die Reise- und Auf­
enrhaltskosten, die Entschädigung für Zeit­
versäumnis 'und die Sitzungsgelder der Mitglieder 
des Beirates für Arbeitsmarktpolitik gedeckt 
werden können. 

Für arbeitsmarktpolitische Förderungsmaß­
nahmen auf Grund der derzeit in Kraft stehen­
den Vors·chriften werden im Jahre 1968 ein­
schließlich der aus dem Eventualbudget frei­
gegebenen 50 MiIlionen Schilling voraussichtlich 
rund 146 Millionen Schilling aufgewendet wer­
den. 

Auf Grund der Vorschriften des vorliegenden 
Gesetzentwurfes wird im Jahre 1969 ein Mehr­
aufwand von voraussidltlich 170 Millionen Schil­
ling entstehen, sodaß sich der Gesamtaufwand 
für arbeitsmarktpolitische Förderungsmaßnahmen 
auf rund 303 Millionen Schilling stellen wird. 

Im einzelnen wird mit folgenden Ausgaben zuredmen sein: 

A. Beihilfen zur Förderung der Erlangung oder Sicherung 
von Arbeitsplätzen, und zwar 

L Nach- und Umschulungsmaßnahmen im allgemeinen 
für 6000 zu schulende Arbeitskräfte 
a) 3600 Betriebsschüler .......................... 17'3 Mil!. S 
b) 2400 kursmäßige Schüler. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 28'8 Mil!. S 
c) Kurskosten pro umzuschulende Arbeitskraft 

(Lehrerhonorar, Smulrequisiten, Sozialversicherung 
usw.) ....................................... 9'8 Mill. S 55'9 Mill. S 
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11. Betreuung von 2500 Jugendlichen im Rahmen von 
"Jugend am Werk" ............................. 4 Mill. S 

HI. Ausbildurugsbeihilfen für zirka 3500 Jugendliche .... 11 Mill. S 

IV. Förderung der Berufsausbildung in Lehrwerkstätten 
der öBB zirka 500 Jugendliche in Berücksichtigung der 

f b k b 1'2 Mill.S Erhöhung der Kop quote a 0 to er 1968 ........ . 

V. Berufsaufklärung, Maturantentage usw ........... ;. 1'9 Mill. S 

A., insgesamt daher ............................. . 

B. Beihilfen zum Ausgleich kurzfristiger Beschäftigungs­
seh wankungen 

I. Produktive Arbeitslosenfürsorge 
a) Maßnahmen der PAF im allgemeinen ..... " ... , 75 Mill. S 
b) Stützung vorübergehend gefährdeter Betriebe mit 

Hilfe der PAF .............................. 40 Mill. S 

H. Kurzarbeiterunterstützung 
in Berücksichtigung der Aufstockung ab Feber 1968 
und ab Feber 1969 .............................. 4 Mill. S 

B. insgesamt daher ............................. . 

C. Beihilfen zur Sicherung von Arbeitsplätzen in Gebieten 
oder in Produktionszweigen, in denen nicht nur kurz­
fristige Unterbesehäftigung besteht oder die in nächster 
Zeit von Arbeitslosigkeit bedroht werden 

I. Maßnahmen zur Sicherung gefährdeter Arbeitsplätze 
durch Umschulungsmaßnahmen ................... 40 Mill. S 

H. Aufwendungen für Umschulungsbeihilfen an Betriebe 
im Zusammenhang mit Strukturveränderungen für 
2000 Arbeitskräftea 20.000 S .................... 40 Mill. S 

IH. Maßnahmen zur Erleichterung ,der Betriebsumstel1un­
gen für Arbeitskräfte durch Umsiedlungsbeihilfen, Bei-
hilfen bei getrennter Haushaltführung usw. 30 Mi!!. S 

C. insgesamt daher ............................. . 

Summe A .............. 74 Mill. S 
Summe B .............. 119 Mil!. S 
Summe C .............. 110 MiI1. S 

Gesamtsumme ... 303 Mil!. S 

18'1 Mill. S 

74 Mil!. S 

119' Mil!. S 

110 Mil!. S 

Durch den aus der Durchführung dieses Bun­
desgesetzes erwachsenden Aufwand wird sich im 
Jahre 1969 für den Bund eine Mehrbelastung 
von etwa 6.0 Millionen Schilling infolge eines 
hö,heren Bundesbeitrages Zum Karenzurlaubsgeld 
ergeben. . 

Abschließend darf noch darauf hingewiesen 
werden, daß die Gesetzwerdung des vorliegen­
den Entwurfes auch eine neuerliche Novellierung 
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958 be­
dingt. Diese Novelle muß gleichzeitig mit dem 
Arbeitsrnarktförderungsgesetz in Kraft treten. 

Der vorstehenden Berechnung wurden die An­
nahmen für den Bundesvoranschlagsentwurf 1969 
zugrunde gelegt. 
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